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zu Beginn des Jahres 2020 hätte sich 
wohl keiner von uns vorstellen können, 
welche gravierenden und nachhaltigen 
Veränderungen unseres kompletten Le-
bens uns in diesem Jahr erwarten würden. 
Existenzbedrohende globale Ereignisse, 
wie durch einen Krieg, kannte meine Ge-
neration bislang nur aus den Geschichts-
büchern. Oder sie spielten sich anderswo 
auf der Welt ab und flimmerten abends in 
der Tagesschau über den Bildschirm. Zwar 
schrecklich und beängstigend, aber doch 
recht weit weg. Jetzt sind wir auf einmal 
alle mittendrin. Die ganze Welt ist von 
den Auswirkungen der Corona-Pande-
mie betroffen. Und jeden von uns kann 
es in irgendeiner Weise „treffen“. Allem 
voran natürlich in gesundheitlicher Hin-
sicht, darüber hinaus aber auch finanziell, 
wenn der bisherige sicher geglaubte Brot-
erwerb plötzlich gefährdet ist. Die Coro-
na-Pandemie hat alles, was wir aus den 
vergangenen Jahrzehnten gewohnt waren 
– und als „Normalzustand“ vermutlich gar 
nicht mehr wirklich zu schätzen wussten –, 
vollkommen auf den Kopf gestellt und 
nachhaltig verändert. 
Viele Jahre haben wir uns mit „Luxus-
Problemen“ und einer prosperierenden 
Wirtschaft in Deutschland und Europa be-
schäftigt. Jetzt geht es ums Elementare und 
Existenzielle. Um Freiheit. Soziale Nähe. 
Darum, mit den nächsten Verwandten und 
Freunden auf Abstand leben zu müssen. 
Nicht mehr ins Theater, Kino oder Konzert 
zu dürfen. Ganze Branchen kämpfen ums 
Überleben. Und Familien kommen zwi-
schen Homeoffice und Homeschooling 
immer wieder an ihre Grenzen.
Innerhalb kürzester Zeit wurde unser ge-
samtes Leben mit allen Kontakten und 
Kommunikationsgewohnheiten sowie 

die Art und Weise, wie wir Geschäfts-
beziehungen und Netzwerke pflegen, auf 
den Kopf gestellt. Seit Corona ist nichts 
mehr, wie es war – und wir wissen nicht, 
wie lange dieser Zustand andauern wird. 
Geschweige denn, welche Eigendynamik 
die Pandemie noch entwickeln wird.
Der Staat hat mit allen Mitteln versucht, 
die Pandemie und deren Auswirkungen 
einzudämmen und dafür unvorstellbare 
Summen freigesetzt. Wir alle sollten uns 
allerdings im Klaren darüber sein, dass wir 
und unsere Folgegeneration diese Schul-
den auch wieder zurückzahlen müssen. 
Dabei wird es vermutlich einmal mehr 
auf den in Sonntagsreden immer wieder 
gerne und viel gelobten Mittelstand an-
kommen, der den „Karren dann aus dem 
Dreck ziehen muss“. Wir aus dem Mittel-
stand sind es ja gewohnt, die Ärmel hoch-
zukrempeln und beherzt zu handeln. Der 
Mittelstand ist es auch, der seine Reser-
ven, die er in guten Zeiten gebildet hat, 
jetzt ganz selbstverständlich einsetzt, um 
Unternehmen zu retten und gute, quali-
fizierte Mitarbeiter zu halten.
Die große Industrie macht es sich da 
doch wesentlich einfacher – sie ruft nach 
Überbrückungskrediten durch den Staat 
in Milliardenhöhe (siehe Lufthansa) oder 
fordert umfangreiche staatliche Unter-
stützung zum Technologietransfer (siehe 
Automobilindustrie). Der Mittelstand 
bekommt, ähnlich wie die Kranken-
schwestern und Pfleger während der Pan-
demie, zwar Respekt gezollt und wird mit 
hochachtungsvollem Applaus bedacht. 
Davon kann sich allerdings niemand etwas 
kaufen. Es ist höchste Zeit für ein ent-
scheidendes Umdenken!
Wann endlich begreifen die Politiker in 
Stuttgart und Berlin, dass es wesentlich 

wichtiger ist, die Millionen von Arbeits-
plätzen hier bei uns vor Ort im Mittelstand 
zu retten, als 20.000, 30.000 oder 50.000 
Arbeitsplätze bei einem Global Player? 
Ganz ehrlich: Hört auf mit den Lobreden 
auf den Mittelstand und lasst diesen Wor-
ten jetzt endlich Taten folgen! Andernfalls 
liegt bald unsere komplette Wirtschaft am 
Boden. Denn eines ist so sicher wie das 
Amen in der Kirche: Die Corona-Pandemie 
wird nicht die letzte dieser Art sein. 
Bei all dem, was wir akut und aktuell zu 
erledigen haben, dürfen wir nicht ver-
gessen, uns auf die nächste Pandemie 
oder Krise dieser Art vorzubereiten, um 
nicht – wie dieses Mal – von Tag zu Tag 
Entscheidungen zu treffen oder wieder 
über Bord zu werfen, ohne die Folgen 
entsprechend abzuwägen. Denn bei allen 
negativen Auswirkungen sind Krisen 
schließlich auch dazu da, um aus ihnen zu 
lernen und an ihnen zu wachsen. In vielen 
Bereichen können wir die Corona-Pande-
mie zum Anlass nehmen, um endlich um-
zudenken und neue Wege zu beschreiten.
Deshalb gehe ich trotz aller schwieri-
gen Rahmenbedingungen und Heraus-
forderungen sehr zuversichtlich ins Jahr 
2021 und bin sicher, dass wir auch diese 
Krise gemeinsam überwinden können. 
Wie es unter uns Mittelständlern eben 
so üblich ist: Ärmel hochkrempeln und 
machen!

Oliver Zander
MIT-Landesvorsitzender

Oliver Zander

Vorwort

Ein Rückblick mit Ausblick: Was bringt das Jahr 2021?

Liebe MIT-Leser,
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Staat Bevölkerung Nominales Brutto-
inlandsprodukt (BIP)

Außenhandelsbilanz Inflationsrate Anteil von KMU 
(nicht-finanzieller 

Sektor)

Durchschnittslohn Erwerbslosenquote 
(20- bis 64-Jährige)

Breitbandzugang

je Einwohner/ -in 
(KKS)1

Millionen Euro % % Euro % 
der Erwerbspersonen

% der Haushalte

2019 2019 2019 2016 2018 2019 2019

Deutschland 83,2 37.712 227.604,5 1,4 54,7 3349 3,1 94

Belgien 11,5 36.534 16.540,7 1,2 61,1 3.360 5,2 88

Bulgarien 7,0 16.414 -3.458,5 2,5 63,3 608 4,2 75

Dänemark 5,8 39.950 11.584,6 0,7 60,8 4.473 4,7 93

Estland 1,3 26.030 -1.710,6 2,3 76,4 1.372 4,3 90

Finnland 5,5 34.437 -186,9 1,1 60,9 3.368 6,1 93

Frankreich 67,1 32.917 -73.510,6 1,3 55,5 2.923 8,2 83

Griechenland 10,7 21.040 -21.813,2 0,5 n.a. 1.460 17,3 78

Irland 5,0 60.782 62.332,1 0,9 48,8 3.259 4,6 90

Italien 60,2 29.564 52.934,0 0,6 67,3 2.740 9,9 84

Kroatien 4,1 20.183 -9.803,9 0,8 61,3 n.a. 6,4 81

Lettland 1,9 21.564 -2.947,1 2,7 69,2 1.159 6,4 83

Litauen 2,8 25.543 -2.325,6 2,2 68,0 970 6,4 81

Luxemburg 0,6 81.031 -6.687,6 1,6 65,2 4.630 5,3 95

Malta 0,5 30.824 -3.625,3 1,5 79,1 n.a. 3,1 86

Niederlande 17,4 39.861 66.077,0 2,7 62,4 3.946 3,0 98

Österreich 8,9 39.598 -5.419,8 1,5 62,8 3.066 4,3 89

Polen 38,0 22.668 1.823,5 2,1 51,3 1.105 3,2 83

Portugal 10,3 24.388 -20.391,3 0,3 n.a. 1.293 6,4 78

Rumänien 19,3 21.568 -17.573,8 3,9 52,2 951 3,7 82

Schweden 10,3 37.408 1.599,4 1,7 60,5 3.488 6,0 95

Slowakei 5,5 22.896 -424,8 2,8 55,2 1.164 5,6 80

Slowenien 2,1 27.220 828,4 1,7 64,6 1.719 4,4 89

Spanien 47,3 28.260 -34.221,3 0,8 60,9 2.045 13,8 91

Tschechien 10,7 29.003 17.847,7 2,6 55,2 1.225 2,0 87

Ungarn 9,8 22.756 3.384,2 3,4 53,5 1.049 3,3 86

Zypern 0,9 27.675 -5.101,6 0,5 75,2 1.909 7,0 89

EU-27 447,7 31.106 194.366,6 1,4 56,2 n.a. 6,6 88

Vereinigtes Königreich 67,0 32.649 -197.053,1 1,8 47,9 3.258 3,4 96

Quelle: Eurostat

1 Kaufkraftstandards (KKS) = künstliche Währung zum Ausgleich von Preisniveau-Unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten der EU;  

ein Kaufkraftstandard (KKS) entspricht der durchschnittlichen Kaufkraft eines Euro in der Europäischen Union (EU-27).

Auf einen Blick: 

Kennzahlen der Europäischen Union

Mit dieser Tabelle möchten wir Ihnen 
einen kleinen Überblick über wichtige In-
dikatoren zu Bevölkerung, Wirtschaft und 
Finanzen, Außenhandel sowie Arbeits-

markt der unterschiedlichen EU-Staaten 
geben. Vergleichen Sie diese Kennzahlen 
für Deutschland und die anderen EU-
Staaten miteinander. Alle Daten stam-

men von dem statistischen Amt der Euro-
päischen Union, kurz: Eurostat.
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An den Wohlstand von morgen denken –  
in Deutschland und Europa

Europa ist unsere Chance und Bestimmung. Deutschland wird 
nur auf dem europäischen Weg eine gute Zukunft haben und 
seinen Wohlstand sichern können. Dafür werden wir hierzu-
lande und gemeinsam mit unseren europäischen Partnern 
mehr tun müssen. Die USA dürften unter der Führung von 
Joe Biden zwar wieder multilateraler ausgerichtet, berechen-
barer und verlässlicher sein. Der Stil wird sich ändern, nicht 
aber die Inhalte – unsere transatlantischen Freunde werden 
fordernder bleiben und nichts (mehr) verschenken, auch äu-
ßere Sicherheit nicht. China tritt nach knapp drei Jahrzehnten 
eines starken wirtschaftlichen Wachstums jetzt auch politisch 
mit einem offensiven Machtanspruch auf die Weltbühne. In den 
vergangenen Jahren hat sich ein neuer Systemwettbewerb zwi-
schen Autoritarismus und freiheitlicher Demokratie entwickelt. 
Und wenn uns die liberale Demokratie, die individuellen Frei-
heiten und der soziale Ausgleich wichtig sind, dann tut Europa 
gut daran, endlich weltpolitikfähig zu werden. 

Das setzt allerdings voraus, dass die Europäische Union 
innerhalb des westlichen Bündnisses auch einen stärkeren 
militärischen Beitrag leistet, und dass wir mehr für den 
Wiederaufbau der Welthandelsordnung und den weltweiten 
Investitionsschutz tun. Und vor allem setzt es Einigkeit in 
der Europäischen Union voraus.  Wir Deutschen tragen eine 
besondere Verantwortung, eine europäische Souveränität 
zu schaffen, die unsere Handlungsfähigkeit auf Augenhöhe 
vor allem gegenüber Amerika und China sicherstellt. Wir 
haben ein existenzielles Interesse am Fortbestand der Euro-
päischen Union und sind gleichzeitig der zentrale Akteur, 
dessen Verhalten über das Schicksal unseres Kontinents 
maßgeblich mitentscheiden wird.  

Gerade die deutsche Wirtschaft profitiert vom Europäi-
schen Binnenmarkt. Die Einführung des Euro war seine logi-
sche Fortentwicklung. Und bei allen sehr ernst zu nehmen-

Friedrich Merz, Kandidat für den Vorsitz der CDU Deutschlands
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den Problemen in den letzten zwei Jahrzehnten hat der Euro 
sich durchaus zu einer Währung von Weltrang entwickelt. 
Gerade die starke mittelständische Wirtschaft in Deutsch-
land profitiert von seiner Akzeptanz im Ausland, wie etwa 
von der Möglichkeit, in Euro zu fakturieren. 

Die in der Euro-Krise aufgebauten Schutzmechanismen 
der Staaten und auch die außergewöhnlichen Maßnahmen 
der Europäischen Zentralbank haben Zeitfenster für nach-
holende Reformen geschaffen. Allerdings müssen diese 
wirtschaftspolitischen Reformen für mehr Wachstum und 
Innovationen in den besonders von den Nachwehen der 
Finanzkrise betroffenen Mitgliedsstaaten auch tatsäch-
lich erfolgen, damit die bereitgestellten, historischen In-
vestitionsmittel ihre Wirkung entfalten können. Ohne sol-
che nationalen Reformen ist eine Gesundung der Eurozone 
nicht möglich – und auch nicht das Erreichen von Stabilität 
in der Währungsunion. Deshalb hilft es auch nicht, einfach 
immer noch mehr Geld zu Verfügung zu stellen oder Politik-
felder nur um des Effektes wegen zu europäisieren. 

Wir sind zu Recht stolz auf unsere mittelständischen, zu-
meist eigentümergeführten Unternehmen in Deutschland. 
Viele von ihnen sind in ihrem Segment Weltmarktführer. 
Besonders viele dieser „Hidden Champions“ produzieren 
in Baden-Württemberg. Sie bauen auf eine passgenaue 
Spezialisierung und ihre hohe Innovationskraft. Aber die 
Position unserer mittelständischen Unternehmen im Markt 
erhält sich nicht von selbst, sie muss von findigen Unter-
nehmern und fleißigen Mitarbeitern immer wieder neu be-
hauptet werden. Über viele Jahre hat der Erfolg der deut-
schen Exportwirtschaft für einen Aufwertungsdruck der 
D-Mark gesorgt, der von den Unternehmen preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit und permanente Innovationsfähigkeit ge-
fordert hat. Sehr niedrige Zinsen und ein für die deutsche 
Wirtschaft eher niedriger Außenwert des Euro haben die-
sen Mechanismus schon seit langer Zeit lang außer Kraft 
gesetzt. Jetzt geht es darum, dass unsere mittelständischen 
Unternehmen ihre Wettbewerbsfähigkeit durch die Bereit-
schaft zur ständigen Veränderung erhalten können. Das ist 
natürlich in erster Linie eine Aufgabe, die sich die Betriebe 
selbst stellen müssen. Aber auch die Politik muss sich wie-
der stärker dafür interessieren, wie nachhaltige Rahmen-
bedingungen für den Wohlstand und die Arbeitsplätze von 
morgen aussehen könnten.

Das deutsche Wirtschaftswachstum der vergangenen Jahre 
war nicht zuletzt auch auf ein „demografisches Zwischen-
hoch“ zurückzuführen. Die geburtenstarken Jahrgänge 
sind noch im Erwerbsprozess und haben im historischen 
Vergleich relativ wenige Ältere und Jüngere zu versorgen. 
Aber die aktuellen Herausforderungen sind enorm. Fach-
kräftemangel, Neuverteilung der Wertschöpfung durch die 
Digitalisierung, Krise des Welthandels, Mängel im globa-
len Investitionsschutz, Anpassungsnotwendigkeiten auf-
grund des Klimawandels – das sind Stichworte, die nahezu 
jeder Unternehmerin und jedem Unternehmer aus eigener 

Anschauung geläufig sind. Das Vertrauen in die unions-
geführte Bundesregierung ist gerade in Corona-Krisen-
zeiten wieder sehr groß. Wir müssen aber darauf achten, 
dass die Politik auch jenseits von Krisen hinreichend funk-
tioniert. Eine bessere europäische Dateninfrastruktur, ein 
höheres Tempo bei der Digitalisierung von öffentlicher Ver-
waltung, Gesundheits- und Bildungswesen, beschleunigte 
Grundlagenforschung in der Energiepolitik, mehr Markt-
wirtschaft und Technologieoffenheit im Klimaschutz, ein 
wettbewerbsfähiges Unternehmenssteuersystem und we-
niger statt mehr Bürokratie – das alles sind Aufgaben, an 
denen wir jetzt mit Hochdruck arbeiten müssen.

Nur so kann Baden-Württemberg eine der leistungs-
stärksten Regionen in der Europäischen Union bleiben – und 
Deutschland hat dann allerbeste Chancen, auch in Zukunft 
die Herzkammer von Wohlstand, Arbeit und sozialem Aus-
gleich in Europa zu sein. Die damit verbundenen Aufgaben 
auf kluge Weise zusammenzuführen, das können im deut-
schen Parteienspektrum nur CDU und CSU leisten. Gerne 
möchte ich das mit Ihnen gemeinsam in Angriff nehmen.

Friedrich Merz, 

info@friedrich-merz.de, 

www.friedrich-merz.de  

WOHLFÜHLEN.
SICHER SEIN. LEBEN.

Individuelle Architektur, freie
Planung, hochwertige Materialien, 
angenehmes Raumklima, guter 
Schallschutz – wir erfüllen Ihre 
persönlichen Wünsche.

www.schwoererhaus.de

Wirtschaftsforum_Triebner_88x125mm.indd   1Wirtschaftsforum_Triebner_88x125mm.indd   1 05.10.20   16:4405.10.20   16:44



8

Schwerpunkt

Auf europäischer Ebene findet der deutsche 
Mittelstand nicht immer Gehör, auch und 
im Besonderen, weil es in anderen europäi-
schen Ländern nicht so gut um ihn bestellt 
ist. Wie setzen Sie sich als Sprecher des 
Parlamentskreis Mittelstand Europe (PKM 
Europe) dafür ein, dass Mittelstandsthemen 
auf europäischer Ebene besser adres siert 
werden?

Der deutsche Mittelstand ist der Motor 
unserer Wirtschaft und auch ein neu  ral-
gischer Knoten im System der europäi-
schen Ökonomie. Leider war die Präsenz 
des deutschen Mittelstands und seiner 
Interessen im Europäischen Parlament 
lange unterrepräsentiert. Mit der er-
neuten Gründung des PKM Europe in 
dieser Legislaturperiode sehen wir uns 
- eine Gruppe von 18 CDU/CSU-Europa-
abgeordneten - als Sprachrohr des deut-
schen Mittelstands im Europäischen 
Parlament. Deshalb setzten wir frühzeitig 
an der europäischen Gesetzgebungs-
arbeit an, um gute Rahmenbedingungen 
für kleine und mittelständische Unter-
nehmen (KMU) zu schaffen. Vor Ort, im 
Europäischen Parlament, schauen wir 
uns die Gesetzesvorschläge genau an, 
stellen rechtzeitig Änderungsanträge 
und greifen durch Stellungnahmen ein. 
Um Landes-, Bundes- und Europaebene 

miteinander zu verzahnen, als auch den 
Austausch mit Vertretern der mittel-
ständischen Wirtschaft zu fördern, set-
zen wir regelmäßige Informationsver-
anstaltungen zu mittelstandsrelevanten 
Themen an und kommunizieren dies 
durch eine aktive Öffentlichkeitsarbeit.

China spielt auf den Weltmärkten eine 
immer größer werdende Rolle. Wie ist es 
derzeit in Europa um eine einheitliche Hal-
tung in Fragen des Wettbewerbs bestellt? 

Eine gemeinsame, aufrechte Haltung in 
Fragen des Wettbewerbs ist wichtig. Chi-
nas Rolle als Partner, der versucht, sich die 
Filetstücke in der EU zu sichern, darf es 
nicht geben. Europa ist, gemessen am BIP, 
größer als China. Dieses Gewicht müssen 
wir in die Waagschale werfen. Dabei geht 

es uns nicht um Abschottung, sondern um 
einen fairen Wettbewerb. Deshalb setze 
ich mich für ein gemeinsames Regelwerk 
ein, bei der auf dem europäischen Binnen-
markt nach europäischen Regeln gespielt 
und in China ein level playing field für 
deutsche Unternehmen und Investoren 
existiert. Es kann nicht sein, dass chine-
sische Unternehmen, die an der Flasche 
des Zentralkomitees der kommunistischen 
Partei hängen, bevorzugt behandelt wer-
den, China WTO-Standards missachtet, sie 
aber im gleichen Atemzug einfordert. Des-
halb muss Teil unserer Haltung sein, dass 
wir als europäische Institutionen Wett-
bewerbsfragen auf Augenhöhe klären wol-
len. Diesbezüglich sehe ich unter den Mit-
gliedstaaten und auf europäischer Ebene in 
weiten Teilen Einigkeit, nur muss sich jetzt 
noch die Entschlusskraft dazugesellen.

Das Wirtschaftsforum im Gespräch mit Markus Ferber MdEP, Sprecher des Parla-
mentskreis Mittelstand im Europäischen Parlament
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Schwerpunkt

In Deutschland, aber auch Europa, wird 
derzeit laut über ein umfassendes Liefer-
kettengesetz debattiert. Insbesondere für 
den Mittelstand ein heikles Thema. Wie 
gehen Sie damit um? 

Globale Lieferketten sind für ver-
schiedene Industriezweige wichtiger 
denn je. Um Menschenrechtsver-
letzungen auszuschließen, planen bzw. 
haben verschiedene Länder bereits ein 
Gesetz zu nachhaltigen Sorgfalts- und 
Rechenschaftspflichten. Hierzu gibt es 
nunmehr auch auf europäischer Ebene 
Bewegung. Klar ist, dass der Vorschlag, 
der derzeit im juristischen Parlaments-
ausschuss diskutiert wird, über das Ziel, 
Menschenrechtsverletzungen in globa-
len Lieferketten zu minimieren, hinaus-
schießt. Wertschöpfungsketten aller 
Unternehmen, egal welcher Größe, 
rechen schafts- und haftungspflichtig 
gegenüber jeglichen Beziehungen in 
ihren Wertschöpfungsketten zu machen, 
macht nur eins deutlich: die Realitäts-
ferne, mit der manche Abgeordneten der 
Sozialdemokraten und Grünen durch das 
Parlament laufen. Wenn wir bedenken, 
dass nur ca. 2 % aller deutschen Unter-
nehmen überhaupt eine internationale 
Beschaffung betreiben, muss das Instru-
ment, wie es auch ausgestaltet sein mag, 
zielgerichtet sein. Kleine und mittel-
ständische Unternehmen sollten aus-
genommen werden und dürfen nicht mit 
einem Bürokratiemonster konfrontiert 
werden, das ihre Möglichkeiten über-
steigen. Gerade wenn man bedenkt, dass 
der durchschnittliche deutsche Mittel-
ständler nur knapp acht Mitarbeiter hat. 
Wir leben in einer dynamischen, nicht 
statischen Welt. Entsprechend plädiere 
ich für einen reflektierten Umgang mit 
diesem Thema. Wir brauchen ein Gerüst, 
das die genannten Gedanken aufgreift 
und gleichzeitig diejenigen nicht in Re-
gress nimmt, die in solche Prozesse über-
haupt nicht eingebunden sind.

Der Green Deal ist in aller Munde und 
damit auch die Befürchtung vor neuen Vor-
schriften und Regeln, sei es bei grünen In-
vestitionen oder Finanzprodukten. Wie wird 
sich das auf den Mittelstand auswirken?

Das Klimagesetz muss den mittelstän-
di schen Bedürfnissen gerecht werden. Mit

dem überzogenen Ziel einer 60%-Redu-
zierung der Treibhausgasemissionen bis 
zum Ende des Jahrzehnts hat das Parla-
ment dem europäischen Mittelstand 
einen Bärendienst erwiesen. Wie sollen 
krisengebeutelte Mittelständler die Klima-
transformation finanzieren? Darüber hin-
aus gehen die Klassifikationsregeln, die Ta-
xonomie, für nachhaltige Finanzprodukte 
meines Erachtens an vielen Stellen aus-
gesprochen weit und stellen einen erheb-
lichen Eingriff in die unternehmerische 
Freiheit dar. Denn für mich ist es ein Irr-
glaube, dass die Reduktion von Treibhaus-
gasen über die Finanzwirtschaft gelenkt 
werden kann. Nichtsdestotrotz können 
sich Fragen der grünen Investitionen 
mittelbar, insbesondere bei der Kreditauf-
nahme, auf Mittelständler auswirken. Des-
halb ist es mir ein besonderes Anliegen, 
dass klassische Industriebetriebe und 
Mittelständler eine entsprechende Aus-
nahmeregelung in der Weiterentwicklung 
der Taxonomie erhalten und diese nur 
auf Bonds und andere, nicht unmittelbar 
mittelstandsrelevante Finanzprodukte, 
angewandt wird. Dafür setzte ich mich ein.

Die Corona-Krise trifft auch den Mittel-
stand: Was denken Sie, sind die größten 
Herausforderungen für die kommenden 
Monate für den deutschen Mittelstand?

Die größten Herausforderungen für den 
deutschen Mittelstand sehe ich auf der 
direkten operationellen Ebene. Für den 
Mittelstand bedeutet das, mit Kunden, 
Lieferanten und Gläubigern eine prakti-

kable Lösung zu finden, die eine flexible 
Reaktion in diesen ungewissen Zeiten 
erlaubt. Aber auch auf administrativer 
Ebene müssen wir dafür Sorge tragen, 
dass Überbrückungshilfen, Beihilfen, 
Schnellkredite, Steuererleichterungen 
und Stundungen sowie das Kurzarbeiter-
geld unbürokratisch und schnell an-
kommen. Die Verlängerung und Er-
weiterung des befristeten Rahmens zur 
stärkeren Unterstützung von Unter-
nehmen angesichts des Ausbruchs von 
Covid-19 bis zum 30. Juni 2021 war ein 
weiterer wichtiger Schritt. Gerade die 
neu geschaffene Möglichkeit, Unter-
nehmen mit erheblichen Umsatzein-
bußen durch einen Beitrag zu ihren un-
gedeckten Fixkosten zu unterstützen, 
bietet einen Mehrwert. Aber auch für 
uns, als europäische Institutionen, bie-
tet diese beispiellose Krise die Möglich-
keit, sich zu verbessern, institutionell 
als lernende Organisationen hervorzu-
gehen. Deshalb muss die Devise für die 
kommenden Monate, wenn nicht sogar 
Jahre, sein, mit Corona zu leben, den 
Aufschwung vorzubereiten und diesen 
zu gestalten. Geschafft wird dies nur mit 
dem europäischen, mit dem deutschen 
Mittelstand im Rücken. Europäische Im-
pulse für den Mittelstand sind dabei 
ebenso unabdingbar wie eine konse-
quente Politik des Bürokratieabbaus, um 
unbürokratisch helfen zu können.

Herzlichen Dank für das Interview.
     

 wifo@mit-lvbw.de  

Quelle: Europäische Kommission, KfW 2018

Internationale Aktivitäten von KMU der 5 größten EU-Volkswirtschaften 
Anteil der Unternehmen mit weniger als 250 Mitarbeitern, die im Dreijahreszeitraum 2013-15 

in genannter Weise grenzüberschreitend tätig waren
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Schwerpunkt

Entscheidung über langfristigen EU-Haushalt 
2021 - 2027 und Wiederaufbaufonds  
„Next Generation EU“ - ein wichtiger Schritt 
in die Zukunft

Am 11.11.2020 erfolgte eine historische Einigung zwischen dem 
Europäischen Parlament, der EU-Kommission und den EU-Mit-
gliedsstaaten im Europäischen Rat über den EU-Haushalt (MFR) 
für die nächsten sieben Jahre. Dies ist ein wichtiger Meilenstein 
zur Bewältigung der Corona-Krise und den wirtschaftlichen Fol-
gen, die mit der Pandemie einhergehen. 

Darüber hinaus ist der mehrjährige Finanzrahmen das wich-
tigste politische Steuerungsinstrument zur moderneren Aus-
richtung der EU. 

Ich begrüße den 750-Milliarden-Euro-Wiederaufbaufonds als star-
kes Zeichen dafür, dass die Solidarität wieder im Herzen Europas 
liegt. Die EU wird bei dieser Pandemie weder die EU-Bürgerinnen 
und -Bürger noch die Mitgliedsstaaten zurücklassen. 

Bei den Verhandlungen zwischen dem Europäischen Rat, der 
EU-Kommission und dem Europäischen Parlament konnte Letz-
teres sich nun an entscheidenden Stellen durchsetzen.
Dabei konnten zum Beispiel Kürzungen des EU-Budgets für 
äußerst wertvolle Investitionsprogramme abgewendet wer-
den. Erreicht wurden nun zusätzliche 16 Milliarden Euro an In-
vestitionsgeldern für Zukunftsprogramme, die unter anderem 
in die Bereiche Forschung, Gesundheit, Bildung und Außen-
grenzschutz fließen werden. 

Der Wiederaufbaufonds - sinnvolle Verteilung der Mittel
Zu Beginn der Covid-19-Pandemie Anfang dieses Jahres forder-
te die EVP-Fraktion als erste Fraktion im Europäischen Parla-
ment einen Wiederaufbaufonds (Sanierungsfonds), um eine 
größtmögliche finanzielle Solidarität in Europa zu ermöglichen.

Durch die Einigung über das jährliche Haushaltsverfahren er-
hält das Europäische Parlament nun auch mehr Kontrollrechte 
über die Verwendung der Mittel aus dem Wiederaufbaufonds 
„Next Generation EU.“  Zudem konnte hierbei ein verbindlicher 
Zeitrahmen für die Einführung von Eigenmitteln durchgesetzt 
werden. 

Die direkten Einnahmen ab 2026, etwa aus der neuen Plastik-
steuer, sollen zur Rückzahlung der Schulden aus dem Wieder-
aufbaufonds verwendet werden. Für mich ist dies das richtige 
Signal, denn hier ist verantwortungsbewusstes Handeln gefragt.

Die Mitgliedstaaten sollen die Unterstützung, die sie vom 
Wiederherstellungsfonds erhalten, für vorrangige Kernbereiche 

Rainer Wieland MdEP, Vizepräsident des Europäischen Parlaments
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ausgeben, die die wichtigsten Herausforderungen für unsere 
Wirtschaft sind und auch zukünftig sein werden. 

Zu ihnen gehört der Kampf gegen den Klimawandel, die fort-
schreitende Digitalisierung, die wirtschaftliche Wettbewerbs-
fähigkeit der EU, der europäische Zusammenhalt und Nachbar-
schaftspolitk sowie die Schlüsselbereiche Bildung und Jugend. 
Aus Sicht der EVP müssen 40 % der Mittel für Klimaprojekte 
und 20 % für Digitalisierungsprojekte verwendet werden.

Zudem müssen Projekte, die im Rahmen des Wiederherstellungs-
fonds unterstützt werden, deutlich und sichtbar als „Wieder-
herstellungsinitiative der Europäischen Union“ gekennzeichnet sein.

Rechtsstaatlichkeit als oberstes Gebot
Mir ist zudem wichtig, dass es für alle Mitgliedsstaaten Be-
dingungen gibt, um den Sanierungsfonds auch nutzen zu kön-
nen. Der Fonds darf nicht dazu verwendet werden, Lücken in 
den nationalen Haushalten zu schließen.
Die Verwendung des Wiederaufbaufonds sollte meines Erachtens 
nur den Mitgliedstaaten zur Verfügung stehen, die die Rechtsstaat-
lichkeit und die Grundwerte der Europäischen Union respektieren.

Der bereits letzte Woche vereinbarte Kompromiss zur Rechtsstaat-
lichkeit ist ein wichtiger Bestandteil und weiterer Erfolg für das 
Europaparlament. Wenn wir Rechtsstaatlichkeit, korrekte Mittel-
verwendung und Korruptionsbekämpfung in Europa nicht ab-
sichern, kann die EU als Wertegemeinschaft keinen Bestand haben. 
Das Europaparlament hat es hier geschafft, innerhalb des mehr-
jährigen Finanzrahmens die richtigen politischen Akzente zu setzen.

Abkommen - alle Teile müssen durch Mitgliedsstaaten er-
füllt sein
Der EU-Haushalt, der Sanierungsfonds, zusätzliche Einnahmen 
ab 2026 und das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit sind für mich 

nicht voneinander zu trennen. Das Europaparlament wird das 
MFR-Abkommen nur dann ratifizieren, wenn die Mitglied-
staaten an allen genannten Teilen des Abkommens festhalten. 

Sollte ein Mitgliedstaat keine ausreichenden Fortschritte bei 
der Erreichung eines der vereinbarten Ziele machen, so muss 
die EU-Kommission auch Befugnisse haben, entsprechende 
Mittel zurückzufordern. Hierbei müssen Fortschritte, die der 
Mitgliedstaat bei der Erreichung der Reformen erzielt hat, zu 
denen er sich verpflichtet hat, öffentlich sichtbar sein. 

Zusammengefasst wurde nun die uneingeschränkte Ein-
beziehung des Europäischen Parlaments in die Einrichtung und 
Umsetzung des Sanierungsfonds als Teil des langfristigen EU-
Haushaltsrahmens sichergestellt. 

Gleichzeitig verlieh der mit den Mitgliedstaaten vereinbarte 
Kompromiss dem Europäischen Parlament eine insgesamt er-
höhte Kontrolle dieses Finanzprojekts, das mit über 1,8 Bil-
lionen Euro nach seiner Verabschiedung das umfangreichste 
je über den EU-Haushalt finanzierte Paket sein wird. Dies ist 
ein maßgeblicher Erfolg und wichtiger Schritt in Richtung 
Zukunft.

Nun müssen wir eine Einigung über den nächsten lang-
fristigen Haushalt und über „Next Generation EU“ bis 
Jahresende zustande bringen. Eines ist für mich klar: Der 
EU-Haushaltsrahmen für die kommenden sieben Jahre muss 
nicht nur die Folgen der Corona-Pandemie bekämpfen, son-
dern Europa auch fit für die Zukunft machen. Hierfür wurde 
nun der Grundstein gelegt.

Rainer Wieland MdEP,

rainer.wieland@ep.europa.eu,

www.mdep.de  

Schwerpunkt

72818 Trochtelfingen · Tel. 07124 9292-0 · www.buck-transporte.de
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   Wir fahren regelmäßig in Deutschland, Frankreich, Italien, 
 Österreich und weiteren EU-Staaten. Nutzen Sie unsere jahrelange 
Erfahrung und bringen Sie Ihre Waren sicher an Ihr Ziel.
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Auslandsverbände der MIT

MIT Belgien

Der Bundesverband der Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion (MIT Bund) 
beschloss auf dem Bundesmittel-
standstag 2015 eine Änderung der 
Satzung, wodurch die Möglichkeit 
der Gründung von MIT-Auslandsver-
bänden geschaffen wurde. Wer im 
Ausland wohnt oder arbeitet und kei-
nen Wohn- oder Arbeitsplatz mehr in 
Deutschland besitzt, kann dennoch 
unmittelbar beim Bundesverband Mit-
glied der MIT werden. 

Vor diesem Hintergrund wurde An-
fang 2018 in Brüssel mit der MIT 
Belgien der erste ordentliche Aus-
landsverband der MIT gegründet. 
Zum Vorsitzenden gewählt wurde 
Dr. Stefan Brost. Geschäftsführer des 
Auslandsverbands ist Bastian Bier-
mann. Mittlerweile befinden sich 
auch in Österreich und in der Schweiz 
neue MIT-Auslandsverbände in der 
Gründungsphase. 

Die MIT Belgien kann aktuell noch 
als „klein, aber fein“ bezeichnet wer-
den. So umfasst der Auslandsverband 
derzeit 10 Mitglieder. Eine der wich-
tigsten Aufgaben für die kommenden 
zwei Jahre ist daher die Mitgliederent-
wicklung. Der Vorstand hat sich zum 
Ziel gesetzt, die aktuelle Mitglieder-

Dr. Stefan Brost,  
Vorsitzender MIT Belgien
stefan.brost@mit-belgien.de,
www.mit-belgien.de

Der Jurist und Europawissenschaft-
ler leitete über zehn Jahre lang das 
EU-Büro des Deutschen Fußball-
Bundes (DFB) und der Deutschen 
Fußball Liga (DFL) in Brüssel. Seit 
2019 ist er Teamleiter für Politische 
Beziehungen des DFB. 

Schwerpunkt

Bastian Biermann,  
Geschäftsführer MIT Belgien
bastian.biermann@mit-belgien.de,
www.mit-belgien.de

Der Betriebswirt und Politikwissen-
schaftler begann seine Brüsseler 
Laufbahn als Parlamentarischer 
Referent im Europäischen Parla-
ment. Seit 2010 ist er für den 
PKV-Verband tätig: zunächst als 
Europareferent, dann als Leiter des 
Brüsseler Büros und seit April 2020 
als Leiter der Stabsstelle Europa und 
Sonderprojekte.

Veranstaltung im Europäischen Parlament zum Thema „Mittelstandspolitik unter der neuen EU-Kommission“ im Oktober 2019
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zahl im Laufe der kommenden zwei 
Jahre zu verdoppeln. Im Gegensatz 
zu den Kreis- und Landesverbänden 
der MIT in Deutschland setzt sich 
die Mitgliederschaft nicht in erster 
Linie aus Gewerbetreibenden und 
Unternehmern zusammen, sondern 
aus EU-Vertretern deutscher Unter-
nehmen und Verbände, die in Brüssel 
im politischen Austausch gegenüber 
den EU-Institutionen tätig sind. Die 
Zusammenarbeit und der Umgang 
mit der Politik gehören daher zur 
täglichen Arbeit der Mitglieder des 
Auslandsverbands.

Insbesondere im Europäischen Parla-
ment trifft die MIT Belgien auf Mit-
streiter. Der Auslandsverband arbei-
tet eng mit dem Parlamentskreis 
Mittelstand Europe (PKM Europe) 
der CDU/CSU-Gruppe zusammen, 
mit dem er bereits mehrere politische 
Veranstaltungen durchführte. Ge-
meinsam wurde auch eine Übersicht 
über die politischen Initiativen und 
Gesetzgebungsvorhaben der Euro-
päischen Kommission mit Bezug zum 
deutschen Mittelstand erarbeitet. 
Ziel der MIT Belgien ist es zum einen, 
in Gesprächen mit Europaabge-
ordneten und Beamten der Europäi-
schen Kommission die Interessen des 
Mittelstands in den europäischen 
Entscheidungsprozess einzubringen. 
Zum anderen bietet sich der Aus-
landsverband als direkter Ansprech-
partner für andere MIT-Landesver-
bände oder den MIT-Bundesverband 
an, um die Netzwerke zwischen Brüs-
sel und Berlin zu stärken und Positio-
nen der MIT auch auf EU-Ebene be-
kannt zu machen.

Seit seiner Gründung hat die MIT 
Belgien mehrere hochrangige Ver-
anstaltungen in Brüssel ausgerichtet. 
Besondere Aufmerksamkeit erhielt 
dabei eine Veranstaltung im Euro-
päischen Parlament zum Thema 
„Mittelstandspolitik unter der neuen 
EU-Kommission“, zu der die MIT Bel-
gien im Oktober 2019 neben zahl-
reichen Europaabgeordneten auch 
den Bundesvorsitzenden der MIT, 
Dr. Carsten Linnemann, in Brüssel be-
grüßen durfte.

Die Bedeutung der EU für den deutschen 
Mittelstand nimmt weiter zu. Was heute 
in Brüssel entschieden wird, muss spä-
testens zwei Jahre später in der natio-
nalen Gesetzgebung umgesetzt werden. 
Zu den inhaltlichen Schwerpunkten der 
kommenden Jahre gehören sicherlich 
die übergeordneten Kernthemen Klima-
schutz und Digitalisierung. Aber auch 
viele andere Politikbereiche werden Ein-
fluss auf die wirtschaftspolitische Ent-
wicklung in Deutschland haben. Sei es 
die Diskussion über einen europäischen 

Mindestlohn, die Debatte um ein Liefer-
kettengesetz, die wettbewerbliche Stel-
lung der EU zwischen den Vereinigten 
Staaten und China oder die künftigen An-
wendungsgebiete und Regulierungsziele 
im Bereich der künstlichen Intelligenz.

Zu aktuellen Informationen über The-
men und Veranstaltungen hat der Aus-
landsverband MIT Belgien eine Internet-
präsenz aufgebaut und informiert auf der 
Seite www.mit-belgien.de regelmäßig 
über Themen und anstehende Termine. 

Schwerpunkt 

Vorlandstraße 1

77756 Hausach
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Auslandsverbände der MIT

MIT Österreich

Die Gründung
Die Idee, einen Auslandsverband der MIT 
in Österreich zu gründen, ist, eine Platt-
form für wirtschaftsaffine Deutsche zu 
schaffen, sich mit der österreichischen 
Politik und Wirtschaft zu vernetzen und 
auszutauschen und vice versa. 
Die MIT Österreich wurde im Februar 
2020 von Dr. Sabine Schnabel und Se-
bastian Winter gegründet, die ihr auch 
vorstehen. 
Wir beide sind eng mit Österreich und 
auch Deutschland verbunden. Sabine 
als Österreicherin, die den Großteil ihrer 
beruflichen Karriere in Deutschland ver-
bracht hat und Sebastian, der als Deut-
scher in Österreich lebt. 

Die Ziele der MIT Österreich 
Die MIT Österreich soll wie beschrieben 
eine Plattform für Wirtschaftstreibende 
Deutsche und Österreicher werden, 
die an wirtschaftspolitischen Belangen 
Interesse finden und den Kontakt zur 
Politik und anderen wirtschaftlichen Ent-
scheidungsträgern suchen. 
So soll sich ein starkes länderüber-
greifendes Netzwerk bilden: Ent-

scheidungsträger aus Politik und Wirt-
schaft aus Deutschland und Österreich 
sollen zusammengebracht werden. 

Außerdem soll die MIT Österreich zum 
Austausch zwischen der österreichischen 
und der deutschen Wirtschaftspolitik 
beitragen.
Der Erfolg des österreichischen Kanzlers 
Kurz erweckt auch in Deutschland Inte-
resse und erregt Aufsehen im gesam-
ten bürgerlichen Lager Europas. Gerade 
wirtschaftspolitisch verfolgt die Regie-
rung Kurz oftmals einen liberalen und 
modernen Ansatz im bürgerlichen Sinne. 
Beispielsweise arbeitet sie nicht zuletzt 
auch Corona-Hilfen aus, die – zumindest 
auf dem Papier – insbesondere für den 
Mittelstand mehr Förderungen bringen 
als in Deutschland. 

Und es findet, wenn man so will, in 
Österreich gerade das statt, was auch in 
Deutschland nach der nächsten Bundes-
tagswahl durchaus realistisch erscheint: 
Eine Koalition aus einer bürgerlichen Par-
tei und einer grünen Partei.
Auch hier lohnt sich ein genauer Blick 
auf die österreichische Politik, denn 
die „Türkisen“ haben mit ihrem grünen 
Koalitionspartner eine konstruktive Basis 
gefunden. So wurden bislang keine grü-
nen Ideen so umgesetzt, dass dies einen 
bürgerlichen Wähler vergraulen würde 
oder der Wirtschaft nachhaltig schadet. 
Ein Szenario, das im Falle einer schwarz-
grünen Koalition in Deutschland in jedem 
Fall zu begrüßen wäre. Auch hier können 
über die MIT Österreich Erfahrungen 
ausgetauscht werden. 

Weitere Schritte 
Gerade in der kompakten Politland-
schaft Österreichs ist der persönliche 
Austausch entscheidend. Auch deshalb 
wollen wir bei der MIT Österreich viel 
auf den persönlichen Austausch setzen 
und regelmäßige Treffen der Mitglieder 
mit Diskussionen zu aktuellen Themen in 
Österreich und Deutschland verbinden. 
Dieses weitere Vorgehen fußt auch auf 

einer größeren Kick-Off-Veranstaltung. 
Durch die Beschränkungen zur Ein-
dämmung der Corona-Pandemie konnte 
diese leider noch nicht umgesetzt wer-
den. Wir hoffen darauf, bald wieder in 
den persönlichen Austausch treten zu 
können und Veranstaltungen realisieren 
zu können. 

An dieser Stelle möchten wir der MIT 
Bund für die bisherige Unterstützung 
danken. 
Außerdem danken wir den weiteren Aus-
landsverbänden für den bisherigen kons-
truktiven Austausch!
 
Wir stehen gerne für einzelne Mitglieder 
oder Verbände zu einem Austausch oder 
Fragen zur österreichischen Politik zur 
Verfügung. Kontaktieren Sie uns gerne. 

Sebastian Winter,  
Vorsitzender MIT Österreich
sebastian.winter@bsh-advisors.com

Sebastian Winter stammt aus 
Regensburg und ist dort auch im 
großelterlichen mittelständischen 
Betrieb aufgewachsen. Nach dem 
Abitur in Bayern wechselte er zum 
Studium der Politikwissenschaft 
nach Wien und absolviert dort der-
zeit auch sein Masterstudium der 
politischen Kommunikation. Die 
berufliche Laufbahn begann er in der 
Kampagnenberatung und führte da-
nach über die Interessenvertretung 
eines Industrieunternehmens zur 
aktuellen Tätigkeit in ein Beratungs-
unternehmen mit Fokus auf PR und 
Public Affairs. 

Schwerpunkt

Steinheimer Straße 3
71691 Freiberg
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Fax 07141 7097-140
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Auslandsverbände der MIT

MIT Schweiz

Das jüngste und dritte Kind im Kreis der 
Auslandsverbände ist die MIT Schweiz. 
Die formale Gründung ist am 30. Okto-
ber 2020 erfolgt. Die engen wirtschaft-
lichen Beziehungen zwischen der 
Schweiz und Deutschland (gerade auch 
im Hinblick auf das Nachbarbundes-
land Baden-Württemberg) ließen den 
Gedanken naheliegen, nach Österreich 
und Belgien nunmehr auch eine Re-
präsentanz der MIT in der Schweiz zu 
eröffnen. 

Deutschland ist nach wie vor der wich-
tigste Handelspartner der Schweiz. 
2019 exportierte die Schweiz Waren im 
Wert von 41,2 Mrd. Euro in das nörd-
liche Nachbarland. Die Importe aus 
Deutschland beliefen sich im selben 
Zeitraum auf 50,3 Mrd. Euro, was ein 
totales Handelsvolumen von 91,2 Mrd. 
Euro ergibt. Die Schweiz und Deutsch-
land sind gegenseitig als Investoren 
von großer Bedeutung. Der Gesamt-
bestand der schweizerischen Direkt-
investitionen in Deutschland Ende 
2018 lag bei 54,4 Mrd. Euro. Schwei-
zerische Unternehmen beschäftigen in 
Deutschland rund 276.400 Personen. 
Die deutschen Direktinvestitionen in 
der Schweiz beliefen sich Ende 2018 
auf 37,5 Milliarden Euro. Im Jahr 2017 
beschäftigten deutsche Firmen rund 
120.000 Personen in der Schweiz.

Die Mitglieder der MIT Schweiz rekru-
tieren sich einerseits aus Deutschen, die 
in der Schweiz geschäftstätig sind und 
andererseits aus Schweizern, die eine 
wirtschaftliche Affinität zum gegenüber-
liegenden Rheinufer pflegen. Weitere 
Mitglieder sind hochwillkommen und 
werden gesucht. Naturgemäß ist die 
Mitgliedergewinnung in Corona-Zeiten 
erschwert, da persönliche Treffen nur 
noch sehr begrenzt stattfinden können – 
aber die Zeiten werden sich sicher auch 
wieder normalisieren. Ordentliche Mit-
glieder der MIT Schweiz müssen ihren 
Wohnsitz und Lebensmittelpunkt in der 
Schweiz haben – herzlich eingeladen sind 

aber auch außerordentliche Mitglieder 
(also Mitglieder anderer MIT-Verbände), 
die von Zeit zu Zeit in die Schweiz kom-
men und vom Netzwerk der MIT Schweiz 
profitieren möchten.

Den ersten Vorstand der MIT Schweiz bil-
den Prof. Dr. Klaus Goder, Lorenz Roesgen 
und Matthias Klein (Vorsitzender), der 
auch als Mitgliederbeauftragter des MIT-
Bundesvorstands fungiert.

Die MIT Schweiz möchte als Brücken-
bauer zwischen der Schweiz und 
Deutschland fungieren. Gerade während 
der geschlossenen Grenzen im Frühjahr 
2020 haben wir alle am eigenen Leib ver-
spüren müssen, was es bedeutet, wenn 
Grenzen, deren Öffnung als eigentlich 
völlig selbstverständlich galt und die 
als solche nur noch wenig bis gar nicht 
wahrgenommen wurden, plötzlich ge-
schlossen sind.

Dazu möchten die MIT Schweiz und ihre 
Mitglieder Netzwerke schaffen und be-
stehende Netzwerke miteinander ver-
knüpfen. Freundschaftliche Beziehungen 
werden dabei zur Handelskammer 
Deutschland-Schweiz, zu den diploma-
tischen Vertretungen der Schweiz in 
Deutschland sowie Deutschlands in der 
Schweiz und auch zur Deutsch-Schweize-
rischen Parlamentariergruppe gepflegt 
und sollen weiter ausgebaut werden.

Für das Jahr 2021 sind (sofern die Coro-
na-Situation das erlaubt) folgende Aktivi-
täten geplant, für die Vorbereitungen im 
Gange sind:
• Besuch bei Bundesrat Guy Parmelin  

(Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung) in Bern.

• Besuch bei Staatssekretärin Marie- 
Gabrielle Ineichen-Fleisch (Direktorin 
des Staatssekretariats für Wirtschaft 
sowie Direktorin der Direktion für 
Außenwirtschaft) in Bern.

• Besuch beim deutschen Botschafter 
Michael Flügger in der deutschen Bot-
schaft in Bern.

• Ca. alle sechs bis acht Wochen ein Jour 
fixe für unsere Mitglieder und Interes-
senten (Ort: jeweils im Radisson Blu 
Hotel am Flughafen Zürich-Kloten).

Selbstverständlich freuen wir uns über 
Gäste aus dem Nachbarbundesland Ba-
den-Württemberg und laden Euch daher 
herzlich zum Besuch bei Veranstaltungen 
in der Schweiz ein.

Matthias Klein,  
Vorsitzender MIT Schweiz
matthias.klein@bluewin.ch

Nach seinem Studium der Wirt-
schaftswissenschaft in Bochum, 
Rom, Catania und Albany/NY mit 
Abschlüssen als Dipl.-Ökonom und 
MBA war Matthias Klein (56) tätig 
bei der Treuhandanstalt (Berlin), 
Westfalenbank (Bochum), Bankhaus 
Metzler (Frankfurt/Main), Sparkasse 
Gelsenkirchen und Bank Vontobel 
Europe AG (Frankfurt/Main und 
München). Seit Anfang 2015 ist 
er CEO Europa der ThomasLloyd-
Gruppe in Zürich und führt das 
konzernweit übergreifend tätige 
Corporate Center. In Personalunion 
ist er auch Alleingeschäftsführer 
der Gesellschaften in Deutschland. 
In Deutschland sind Unternehmen 
der ThomasLloyd-Gruppe in Stutt-
gart, Frankfurt/Main, Langen und 
München ansässig. Klein ist CDU-
Mitglied seit 1980, MIT-Mitglied seit 
1989, Mitglied des MIT-Bundesvor-
stands seit 2009 sowie Mitglieder-
beauftragter MIT Bund seit 2019.

Schwerpunkt
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Exportland Baden-Württemberg 

Baden-Württemberg ist ein dynamischer 
und international vernetzter Industrie- 
und Technologiestandort. Die Größe sei-
ner Volkswirtschaft kann sich mit anderen 
europäischen Ländern wie Belgien, Schwe-
den oder Österreich messen. Mit Waren-
ausfuhren in Höhe von 205 Milliarden Euro 
im Jahr 2019 weist Baden-Württemberg als 
drittgrößtes Bundesland in Deutschland 
das höchste Exportvolumen auf. Pro Ein-
wohner sind dies 18.500 Euro, rund 50 % 
mehr als im Durchschnitt der 16 Länder. 
2019 beliefen sich die Ausfuhren auf rund 
39 % des Bruttoinlandsprodukts. Dem-
entsprechend hängt das wirtschaftliche 
Wachstum des Landes in besonderem 
Maße von den Auslandsgeschäften ab, 
und rund jeder dritte Beschäftigte arbeitet 
direkt oder indirekt für den Export. Das 

baden-württembergische Exportportfolio 
wird von Investitionsgütern bestimmt. Mit 
einem Anteil an der Gesamtausfuhr von rd. 
43 % waren Kraftfahrzeuge und Maschinen 
auch 2019 mit Abstand die wichtigsten Ex-
portgüter. Baden-Württembergs Haupt-
absatzmärkte lagen 2019 mit 12,3 % in den 
USA, mit 8 % in China und an dritter Stelle 
mit 7,8 % in Frankreich. Insgesamt gingen  
bei den Exporten 46,5 % in die EU 27, 18,7 % 
nach Asien und 15,8 % nach Amerika. Bei 
den Importen kamen 57,2 % aus den EU 27, 
17,3 % aus Asien, 8,4 % aus Amerika. Auf 
Afrika entfielen 1,5 % im Export und 2,9 % 
im Import, auf Südamerika entfielen 1,2 % 
auf den Export und 0,6 % auf den Import. 
Unternehmen wie Daimler, Porsche, Bosch 
oder SAP, die alle Ihren Sitz in Baden-Würt-
temberg haben, sind weltweit bekannt. Für 

Baden-Württemberg und den wirtschaft-
lichen Erfolg sind jedoch auch insbesondere 
die kleinen und mittleren Unternehmen 
verantwortlich. Rund 99 % aller Betriebe 
im Land haben weniger als 250 Mitarbeiter. 
Darunter sind auch rund 400 sogenannte 
„Hidden Champions“, also Unternehmen, 
die wenig öffentliche Aufmerksamkeit fin-
den, obwohl sie auf ihren Gebieten Welt-
marktführer sind.
Im Fokus der Außenwirtschaftsmaß-
nahmen stehen daher gerade diese klei-
nen und mittleren Unternehmen. Im Zu-
sammenspiel mit Baden-Württemberg 
International (bw-i) und anderen Akteuren 
der Wirtschaftsförderung auf regionaler 
und kommunaler Ebene kümmert sich 
das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau darum, dass Baden-
Württemberg als Wirtschaftsstandort 
auch weiterhin erfolgreich bleibt. Die ba-
den-württembergischen Unternehmen 
werden dabei unterstützt, Marktanteile in 
bereits etablierten Auslandsmärkten zu er-
halten und weiter zu steigern sowie neue 
Wachstumsmärkte zu erschließen.
Auf der anderen Seite hat Baden-Württem-
berg als Standort viel zu bieten - für in- und 
ausländische Investoren. Umfassende In-
formationen bietet das Portal bw.invest.de.

Ministerium für Wirtschaft,  

Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg,

pressestelle@wm.bwl.de, 

www.wirtschaftsministerim-bw.de  

Import                       Export

>> Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 2020
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Neuer Impuls für transatlantische Kooperation oder America First 
im neuen Gewand? 

Was ist von der Präsident-
schaft Joe Bidens zu erwarten? 

Mit Joseph Biden wurde ein Politiker zum 
Präsidenten der Vereinigten Staaten ge-
wählt, der im globalen Konsens der 1990er 
Jahre zu Hause ist, welcher auf multi-
lateraler Kooperation zum Vorteil aller 
Beteiligter aufbaute. Allerdings sollte bei 
allem Optimismus nicht ignoriert werden, 
dass weite Teile der Gesellschaft der Ver-
einigten Staaten und auch des politischen 
Umfelds Bidens nicht mehr in diesem Kon-
sens stehen. Donald Trump hat mit einem 
Programm des plumpen America first eine 
Rekordzahl von über 72 Millionen Stim-
men erhalten. Gleichzeitig gibt es auch im 
heterogenen Lager der Demokraten starke 
Gruppen, die von links kommend Multi-
lateralismus ablehnen. Daher wird die Re-
gierung Biden für Europa kein einfacher 
Partner sein. Vor allem in der Handels-
politik, aber auch in der Klima- und Sicher-
heitspolitik, wird es auch in Zukunft keine 
bedingungslose Kooperation zwischen 
Europa und den USA geben.     

Am wahrscheinlichsten ist eine An-
näherung im Bereich der Klimapolitik. 
Biden hat angekündigt, dass die USA 
zum Pariser Abkommen zurückkehren 
werden. Eine realistische Möglichkeit, die 
sich daraus ergebenden Verpflichtungen 
umzusetzen, wäre, das existierende 

Emissionshandelssystem auszubauen, 
welches bereits von elf Staaten an der 
Ostküste der Vereinigten Staaten ge-
nutzt wird. Dieses System ist weniger 
umfassend als das europäische, doch 
mit Blick auf die Arbeitsplätze in der 
Schwerindustrie scheinen ambitionier-
tere Schritte mittelfristig kaum möglich 
zu sein. Doch auch ein kleiner Schritt der 
USA böte die Chance, den europäischen 
und amerikanischen Emissionshandel zu-
sammenzuführen und auf der Basis ge-
meinsam weitere Staaten zu mehr Enga-
gement im Klimaschutz zu drängen. 

Deutlich schwieriger wird das Auskommen 
im Bereich der Handelspolitik. Bidens Wahl-
kampf war von protektionistischen Tönen 
geprägt. Eine sofortige Rücknahme der 
von Trump verhängten (Straf-)Zölle sollte 
man daher nicht erwarten. Ein zentrales 
Element in Bidens Programm ist daneben 
Buy American. Hierüber sollen öffentliche 
Investitionen in Höhe von 400 Mrd. US-
Dollar über Zulieferer aus den Vereinigten 
Staaten abgewickelt werden. Dies würde 
zur Folge haben, dass Produktion, auch 
wenn dies an sich nicht wirtschaftlich wäre, 
in die USA verlagert würde. Daher lässt 
sich Buy American durchaus als Absage an 
Freihandel verstehen, dessen Vorteil ja ge-

rade ist, Produkte im Ausland zu erwerben, 
wenn sie dort günstiger produziert werden 
können. Auch der deutsche Mittelstand 
mit Geschäft in den USA mag dann einen 
Druck verspüren, Standorte dort auf- oder 
auszubauen. 
Dazu kommt, dass das Verhalten Chi-
nas das Vertrauen an allseits vorteil-

Über den Autor:
Dr. Jan Cernicky studierte Politik-
wissenschaften und Philosophie in 
Hannover und Paris und promo-
vierte zu regionalen Integrations-
prozessen in Westafrika. Er war 
für den Recherche dienst Afrika 
in der Wirtschaftsberatung für 
Mittelständler mit wirtschaftlichen 
Interessen an Afrika tätig. Ab 2015 
war er Leiter der Auslandsbüros der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in der DR 
Kongo und in Kenia. Seit 2020 ist er 
zuständig für internationalen Handel 
und Wirtschaft in der Zentrale der 
Konrad-Adenauer-Stiftung.

Schwerpunkt
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hafte weltweite Kooperation in den 
USA arg beschädigt hat. China hat im 
Rahmen der Welthandelsorganisation 
(WTO) immer noch den vorteilhaften 
Status eines Entwicklungslandes inne 
und verschleiert verbotene Staatshilfen 
sehr erfolgreich. Die USA haben des-
wegen schon unter Obama begonnen, 
die WTO zu untergraben. Heute ist sie 
so weit blockiert, dass sie in vielen Be-
reichen handlungsunfähig ist. Aktuell 
ist die Wahl der neuen WTO-General-
sekretärin nur aufgrund des Vetos der 
USA blockiert. Der nächste Wahlver-
such wird bald nach Amtsantritt Bidens 
stattfinden, daher wird sich der neue 
Präsident schon früh gegenüber der 
WTO positionieren müssen. Dann mag 
man genauer wissen, ob eine Regierung 
Biden für eine Reform der WTO bereit-
steht und zu welchen Bedingungen. 
Es ist dabei nicht zu erwarten, dass 
eine solche Reform von den USA mit-
getragen wird, wenn sie nicht eine deut-
liche Zurechtstutzung der Vorteile Chi-
nas beinhaltet. Da beileibe nicht sicher 
ist, ob eine Reform der WTO überhaupt 
gelingen kann, wäre es für Deutschland 
und die EU naheliegend, ergänzend 
eine Neuauflage des Transatlantischen 
Freihandelsabkommens (seinerzeit als 
TTIP gescheitert) anzustreben, durch-
aus auch als Gegengewicht westlicher 
Industriestaaten gegen China.

Transatlantische Kooperation in For-
schung und Innovation hat auch unter 
Trump leidlich funktioniert, als aktuelles 
Beispiel sei die Kooperation zwischen Bi-
ontech und Pfizer beim Corona-Impfstoff 
genannt. Die Rahmenbedingungen für 

Kooperationen zwischen Firmen werden 
sich voraussichtlich nicht groß verändern. 
Durch Buy American mag aber auch in die-
sem Bereich ein Sog entstehen, Prozesse 
in die Vereinigten Staaten zu verlagern. 
Einwände aufgrund von Sicherheitsfragen 
wird es von amerikanischer Seite weiterhin 
geben. So wird z. B. trilaterale Kooperation 
von Firmen aus Deutschland, China und 
den USA, gerade in sicherheitsrelevanten 
Bereichen wie der Informationstechnik, 
problematisch bleiben. 

In der Sicherheitspolitik steht Biden der 
NATO wesentlich positiver gegenüber 
als sein Vorgänger. Auch ein Präsident 
Biden wird aber die Frage nach dem Ver-
hältnis aus Kosten und Nutzen der NATO 
stellen. Biden wird weniger auf das starre 
2%-Ziel pochen. Er wird aber erwarten, 
dass die Verbündeten die neue strategi-
sche Realität anerkennen: Für die USA 
ist nicht Russland, sondern China Kon-
kurrent Nummer eins. Daher wird auch 
Biden erwarten, dass sich die Europäer 
um die Sicherheitsprobleme in ihrer Um-
gebung kümmern, damit er den Rücken 
in der Pazifikregion frei hat. 

Biden wird zu Beginn seiner Amtszeit 
erst einmal innenpolitisch gefragt sein. 
Die Gesellschaft ist nach der Wahl ge-
teilt wie selten zuvor, die Wirtschaft liegt 
wegen der Corona-Pandemie am Boden, 
der Staatshaushalt liegt bedrohlich im 
Minus, die veraltete Infrastruktur wurde 
trotz der vollmundigen Ankündigungen 
Trumps kaum saniert. Biden wird seine 
von vielen Trump-Unterstützern weiter-
hin in Frage gestellte Legitimität daher 
zuerst zu Hause sichern müssen. Neue 

internationale Akzente sind daher zu Be-
ginn seiner Amtszeit kaum zu erwarten, 
abgesehen von akutem Reparaturbedarf 
aus der Trump-Zeit.

Dies sollte als Chance für deutsche und 
europäische Politik begriffen werden, da 
man mit gut durchdachten Vorschlägen 
die Initiative erlangen kann. Daher sollte 
der Regierung Biden bald nach Amtsantritt 
etwas angeboten werden, was auch über 
sein Lager hinaus Akzeptanz hat. Europa 
möchte von Biden freien Zugang zum US-
Markt, mehr Klimaschutz und eine stabile 
NATO. Um dies zu erreichen, wird Europa 
zum einen deutlich mehr Verantwortung 
für die Sicherheit in Europa und dessen 
Nachbarschaft übernehmen müssen. Im 
Bereich Handel und Klima könnte man 
ein Paket anbieten: ein ambitioniertes 
TTIP II, das auch einen Emissionshandels-
mechanismus enthält, für die USA aber 
die Zusage beinhaltet, dass man so einen 
Block gegen China errichtet.     

Der weltweit aktive deutsche Mittelstand 
sollte also strategisch vorsorgen und 
weiter auf Einschränkungen des Welt-
handels vorbereitet sein. Dies liegt weni-
ger daran, wer Präsident der Vereinigten 
Staaten ist, als an der Entwicklung in 
China. Denn solange dort Kooperation 
nur zum eigenen Vorteil verstanden wird, 
wird jeder US-Präsident von seinen Ver-
bündeten erwarten, auf seiner Seite zu 
stehen und nicht auf der anderen oder 
irgendwo in der Mitte. 

Dr. Jan Cernicky,

jan.cernicky@kas.de,

www.kas.de  

Schwerpunkt
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MIT Heidelberg unterstützt HAJO-Regeln

Der Kreisverband Heidelberg der Mittel-
stands- und Wirtschaftsunion begrüßt 
die Kampagneneröffnung  der Heidel-
berger Fastnacht 2020/21 und unter-
stützt die Initiative der Perkeo Gesell-
schaft 1907 e.V. für die Heidelberger 
HAJO-Regeln:

Hände waschen
Alltagmasken
Jederzeit Abstand
Ordentlich lüften

Die Symbolfigur der Heidelberger Fas-
nacht Perkeo Thomas Barth hat im 
Rahmen einer Großplakate-Aktion die 
Heidelberger Fastnacht am 11.11.2020 
eröffnet. Die Plakate sind im ganzen 
Stadtgebiet gestellt. Unterstützt wird 
die Umsetzung durch Marcello Lucas, 

Neumitglied der MIT Heidelberg und Ge-
schäftsführer der Plak&Play GmbH. 

Der MIT-Kreisvorsitzende Tilo Müller, 
zugleich Ehrensenator der Perkeo Ge-
sellschaft, betonte, dass mit dem Ein-
halten der HAJO Regeln das sichere 
Einkaufen in Heidelberg weiterhin ge-
währleistet ist. Auch wenn die großen 
Veranstaltungen von allen Karnevals-
gesellschaften in Heidelberg abgesagt 
wurden, da man dem Gesundheits-
schutz Vorrang einräumt, bleibt doch 
festzuhalten: „Heute ist nicht aller 
Tage, die Fastnacht kommt wieder, 
keine Frage!“ 

Tilo Müller,

info@mit-heidelberg.de,

www.mit-heidelberg.de  
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MIT Mannheim

BUGA 2023 Baustellenbesichtigung

Es ist das Thema, das wie kein anderes 
das politische Meinungsbild in der Mann-
heimer Stadtgesellschaft spaltet: die 

BUGA 2023. Immerhin war der Bürger-
entscheid mit 50,6 % für eine Ausrichtung 
der Bundesgartenschau denkbar knapp.

Die Konversionsfläche der ehemaligen 
Spinelli-Kaserne am Rande der Feuden-
heimer Au dient als Kerngelände für die 
Bundesgartenschau, die 2023 hier ihre 
Pforten öffnen soll. Nach zahlreichen 
Planungsänderungen soll nach der-
zeitigem Sachstand auch der Luisenpark, 
Spielfläche der BUGA 1975, in das Kon-
zept eingebunden werden.

Befürworter und Gegner der BUGA 2023 
eint die Neugierde danach, was derzeit 
auf dem ehemaligen Kasernengelände, 
das 2014 von den amerikanischen 
Streitkräften an die Bundesrepublik 
zurückgegeben wurde, vorangeht oder 
eben auch gerade nicht vorangeht. Des-
halb lud der MIT-Kreisvorstand zu einer 
Besichtigung auf das Gelände ein. Bei 
strahlendem Sonnenschein wurden die 
Interessierten vom Geschäftsführer der 
BUGA 2023, Michael Schnellbach, über 
das Garnisonsgelände geführt, das zur 

Großes Interesse am BUGA-Rundgang

Aus den Kreisen & Bezirken
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Hochzeit der Flüchtlingswelle auch als 
Flüchtlingsunterkunft diente.

Das weitläufige Areal ist geprägt von zahl-
reichen militärischen Gebäuden, die bis 
zur BUGA-Eröffnung noch abgerissen 

werden müssen, und zahlreichen Schutz-
flächen, die eigens für die geschützten 
Mauereidechsen angelegt wurden. Hierbei 
bewegte den ein oder anderen Besucher 
durchaus die Frage, ob die Planungen bis 
2023 auch umgesetzt werden können. 

Neben den Planungen der Ausstellungs-
flächen in und um die sogenannte 
U-Halle berichtete Schnellbach auch 
vom Verkehrskonzept, dessen heraus-
ragendes Moment die temporär auf-
gestellte Seilbahn zwischen Luisenpark 
und Spinelli sein soll. Ebenso skizzierte 
Schnellbach die städtebaulichen Ent-
wicklungschancen, die die BUGA er-
öffnen soll. So werden sowohl in Feu-
denheim Nord als auch in Käfertal Süd 
im Zuge der BUGA-Abwicklung zahl-
reiche Wohneinheiten entstehen.

„Erfreulich ist, dass im Zuge der 
BUGA auch die Völklinger Achse, 
die Direktverbindung zwischen Feu-
denheim und Käfertal, erstmals nach 
mehr als einem halben Jahrhundert 
wieder für die Bevölkerung geöffnet 
wird“, so der MIT-Kreisvorsitzende 
Alexander Fleck. „Die bessere Ver-
bindung wird sicherlich auch dazu bei-
tragen, dass die Stadtteile noch näher 
zusammenwachsen.“

Alexander Fleck, 

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de  

MIT-Kreisvorsitzender Alexander Fleck an der ehemaligen US-Kaserne als BUGA-Spielstätte

Aus den Kreisen & Bezirken

Mitarbeiter-Engpass in Ihrer IT-Abteilung?
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MIT Göppingen

Verabschiedung von Eddy Freiheit -  
22 Jahre für den Mittelstand gekämpft

22 Jahre stand er an der Spitze der 
Mittelstandsunion im Kreis Göp-
pingen und wirkte über viele Jahre 
auch im Landesvorstand und im Be-
zirksverband Nordwürttemberg mit. 
Jetzt wurde Eddy Freiheit in einer 
außergewöhnlichen Mitgliederver-
sammlung als Dank für sein Enga-
gement die silberne Ehrennadel des 
Landesverbandes verliehen. Zudem 
wurde er Ehrenvorsitzender der MIT 
Göppingen.

Der große Tag für Eddy Freiheit be-
gann anders als zunächst geplant, 
denn im Vorfeld der Mitgliederver-
sammlung schaute Friedrich Merz in 
Göppingen vorbei und stellte sich 
als Kandidat für den Bundesvorsitz 
der CDU vor. Da der Saal der Firma 
Lambert für die MIT-Versammlung 
schon gebucht und gerichtet war, 
legte der CDU-Stadtverband das Tref-
fen mit Merz ebenfalls dorthin und 
wurde der Auftakt für einen langen 
Eddy-Freiheit-Abend.

In seiner begeisternden Vorstellungs-
rede sprach sich Merz gegen noch 
mehr Verbote aus und plädierte für 
eine Politik des Möglichmachens. 
Klare Ansagen forderte er für die 

Automobilindustrie, die derzeit bei 
Investitionen zögert, weil sie nicht 
wisse, welche Technologie letzt-
lich das Rennen macht. Im außen-
politischen Teil seiner Rede bekannte 
sich Merz zur Partnerschaft mit den 
USA, wohlwissend, dass diese ihre 
Führungsrolle in der Welt abgeben 
und China versuche, die Lücke zu 
schließen. Deshalb müssten die Euro-
päer verstärkt mit einer Stimme spre-
chen und sich Gehör verschaffen, so 
Merz.

Die Mitgliederversammlung der MIT 
stand dann ganz im Zeichen der Ver-
abschiedung von Eddy Freiheit und 
der Wahl zum neuen Vorstand. Lang-
jährige Weggefährten Freiheits wür-
digten das Engagement des Diplom-
Ingenieurs und Energieexperten um 
den Mittelstand im Landkreis. So u. 
a. der Bundestagsabgeordnete Her-
mann Färber, der Göppinger Ober-
bürgermeister Guido Till, der Kreis-
vorsitzende des Bundesverbandes 
mittelständische Wirtschaft (BVMW) 
Lothar Lehner oder der stellver-
tretende Vorsitzende des MIT-Be-
zirksverbandes Nordwürttemberg 
Werner Frank aus Ruppertshofen. 
Letzterer erinnerte auch an die Ver-
dienste Freiheits im Bezirks- und 
Landesverband und überreichte dem 
scheidenden Vorsitzenden einen ori-
ginell bedruckten Liegestuhl, auf 
dem Freiheit nun ausruhen könne. 
Auch der CDU-Kreisvorsitzende 
Kai-Steffen Maier, die CDU-Land-
tagsabgeordnete Nicole Razavi und 
CDU-Landtagskandidatin und Stadt-
verbandsvorsitzende Sarah Schwei-
zer fanden anerkennende Worte für 

MIT-Landesgeschäftsführerin Ulla Müller-Eisenhardt konnte die silberne Ehrennadel des Landesverbandes 
an Eddy Freiheit verleihen

Aus den Kreisen & Bezirken
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Freiheit, der für seine Mitglieder 
zahllose politische Veranstaltungen 
und Begegnungen organisiert habe.

Im Beisein der MIT-Landesgeschäfts-
führerin Ulla Müller-Eisenhardt konn-
te der dann von den Mitgliedern neu 
gewählte Vorsitzende Ralf Semmler 
an Freiheit die silberne Ehrennadel 
des Landesverbandes nebst Urkunde 
überreichen – ein sichtbarer Aus-
druck für die Anerkennung der Ver-
dienste Eddy Freiheits um die Mittel-
standsorganisation. Die Mitglieder 
bedankten sich bei dem scheidenden 
Vorsitzenden der Kreis-MIT mit Stan-
ding Ovations. Freiheit selbst zog in 
seiner Abschiedsrede eine Bilanz sei-
ner Amtszeit, erinnerte an wichtige 
Veranstaltungen, prominente Gäste 
und zahlreiche politische Initiativen.

Der 51-jährige Unternehmer Ralf 
Semmler aus Göppingen hatte sich 
bei der Wahl zu Freiheits Nachfolger 
gegen den 30-jährigen Lukas Mürd-
ter (Eislingen) durchgesetzt, den die 
Mitglieder anschließend neben Sarah 
Schweizer (Göppingen) und Thomas 

Aus den Kreisen & Bezirken

Textilwerke Todtnau  
Bernauer KG
Schwarzwaldstr. 5a 
79674 Todtnau

Vertreten durch: 
Hanspeter Bernauer

Telefon: +49 7671 9117-0 
Telefax: +49 7671 9117-40 
E-Mail: info@beratex.com
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Friedrich Merz sprach im Vorfeld der MIT-Versammlung in Göppingen und wurde vom scheidenden MIT-Kreisvorsitzenden Eddy Freiheit begrüßt.

Ralf Semmler (rechts) ist der neue MIT-Kreisvorsitzende in Göppingen und Nachfolger von Eddy Freiheit.
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Aus den Kreisen & Bezirken

Gottlieb NESTLE GmbH 

Freudenstädter Str. 37-43 
72280 Dornstetten 

Wir bilden aus!

Informationen unter:
www.g-nest le .de

Der neue Vorstand der MIT Göppingen
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Rapp (Uhingen) zu einem der drei 
stellvertretenden Vorsitzenden wähl-
ten. In seiner Antrittsrede kündig-
te Semmler an, künftig monatliche 
Treffen zu veranstalten. Außerdem 
wolle sich die MIT im Kreis stärker 
in die Wirtschaftspolitik einmischen 
und die Abgeordneten stärker mit 
Ideen für eine mittelstandsfreund-
lichere Politik konfrontieren. Dem 
neuen Vorstand gehören ferner Klaus 
Straub (Schatzmeister), Klaus Hau-
ser (Schriftführer), Rüdiger Gramsch 
(Presse) und Hans-Jörg Andonovic-
Wagner (Internet) an. Ergänzt wird 
der Vorstand um sieben Beisitzer. 
Kassenprüfer wurden Hildegard 
Grössl und Lothar Lehner.                              

Rüdiger Gramsch,

r.gramsch@maitis-media.de,

www.mit-gp.de  

Werner Frank bedankte sich bei Eddy Freiheit für dessen Engagement im Bezirks- und Landesverband mit 
einem bedruckten Liegestuhl.
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MIT Südbaden

Trotz Abstand MIT-einander in die Zukunft

Wer kennt nicht die politischen Lobes-
hymnen auf Handwerk und Mittelstand, 
die Familienbetriebe, dem Rückgrat 
der deutschen Wirtschaft? Doch viel-
fach stößt die verbale Wertschätzung 
im unternehmerischen Alltag an seine 
Grenzen.
Als laute und deutliche Fürsprecherin 
der betrieblichen Praxis versteht es die 
MIT-Bezirksvorsitzende Südbadens, 
Ruth Baumann, sich in unterschiedlichen 
wirtschaftlichen und politischen Gre-
mien Gehör zu verschaffen. Sie versteht 
sich selbst als Sprachrohr der knapp 
1.500 Mitglieder der Unternehmerfrauen 
im Handwerk Baden-Württemberg und 
schreckt auch nicht davor zurück, Klar-
text zu reden.

„Man redet gern über uns, selten mit 
uns und oft nicht für uns – dies gilt es 
zu ändern“, so das Credo der Präsiden-
tin. Wohlmeinende Worte werden nicht 
ausreichen, um die kommenden Heraus-
forderungen zu meistern. Gut gemeint 
ist nicht immer gut gemacht. Dies be-
weisen nicht nur die bürokratischen 
Auswirkungen bei der kurzfristigen Ab-
senkung des Mehrwertsteuersatzes. 
Der Konsumrausch blieb aus, einzig 
die Anbieter von Kassen- und Steuer-
programmen verzeichneten eine ge-
stiegene Nachfrage. Dinge fertig zu 
denken, politische Theorie mit der be-
trieblichen Praxis abzugleichen, ist der 
Markenkern von Ruth Baumann. 
Argumentieren und Dokumentieren statt 

Evaluieren und Regulieren ist ihre Vor-
gehensweise. Zuhören, Mitnehmen und 
Umsetzen ihr Ansatz.
Es braucht mitunter Mut, um klar zu den-
ken und Klartext zu sprechen, beides hat 
sie. Dies wissen nicht nur die Frauen des 
Handwerks, sondern auch viele Mittel-
ständler zu schätzen. Daher gratulieren 
wir von der MIT Südbaden unserer Vor-
sitzenden auch zur Wiederwahl als Präsi-
dentin des Landesverbands der Arbeits-
kreise Unternehmerfrauen im Handwerk 
Baden-Württemberg e.V. und wünschen 
volle Kraft voraus. 

Daniel Hackenjos,

daniel.hackenjos@mit-breisgau-hochschwarzwald.de,

www.mit-suedbaden.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Karl Hipp GmbH

Adolph-Kolping-Str. 3

D-72393 Burladingen

Tel. 07475 9519-0

Fax 07475 9519-19

post@karl-hipp.de

www.karl-hipp.de

Eine Mutter dreht sich über ein Gewinde – mit  

unglaublicher Präzision. Es ist diese perfekte  

Bewegung, die uns fasziniert. Mit unseren Gewinde-

trieben reizen wir das technisch Mach bare aus und  

bringen unsere Kunden voran. Auf den tausendstel  

Millimeter genau. Hipp. Präzision in Bewegung.

Präzisionskugelgewindetriebe  

Kugelgewindetriebe

Faszination 
 Präzision.
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Morde von Nizza

Stoppen wir den 
politischen Islam!

Der Islamismus schlägt in den muslimischen Gemeinschaften Euro-
pas zunehmend Wurzeln – auch in Deutschland. Eine Entwicklung, 
die schon jetzt eine Zerreißprobe für unsere Gesellschaft darstellt. 
Wir dürfen dazu nicht länger schweigen. Ein Aufruf.

Der grauenvolle neue Mordanschlag in der Basilika Notre-Dame de 
l’Assomption von Nizza, bei dem unter anderem einer Rentnerin 
unter „Allahu Akbar“-Rufen beim Kirchenbesuch die Kehle durch-
geschnitten wurde, hat nicht nur wieder einmal gezeigt, dass der 
politische Islam tödlich ist, sondern dass er in europäischen musli-
mischen Gemeinschaften zunehmend Wurzeln schlägt. 

Das ist kein neuer Befund, denn alle islamistischen Attentate, zu-
letzt auch jener an dem Lehrer Samuel Paty in Frankreich, wurden 
in den sozialen Medien bisher immer wieder mit teilweise euphori-
schen Sympathiebezeugungen begleitet – auch in deutscher Spra-
che. Trotz der Allgegenwart des islamistischen Terrors, der Frank-
reich eine bedrückende Spitzenrolle in Europa eingebracht hat, ging 
man hierzulande nach kurzen Betroffenheitsbekundungen bislang 
stets zur Tagesordnung über. Schlimmer noch: Das Aussprechen 
der Wahrheit wird zusehends mit Rassismus-Beschuldigungen von 
Islamisten und Teilen der politischen Linken beantwortet.

Wir haben glücklicherweise in Deutschland noch keine französi-
schen Zustände, doch es zeichnen sich bereits ähnliche Problem-
lagen ab. Auch in unseren Städten gibt es segregiert lebende 
muslimische Communities, wird der islamische Extremismus 
begeistert von Jugendlichen aufgegriffen. Antisemitische Hetze 
und Übergriffe erfolgen nicht nur aus rechtsradikalen, sondern 
auch aus islamistischen Kreisen. Hunderte junger Männer und 
Frauen zogen in den vergangenen Jahren nach Syrien und in den 
Irak, um sich einem barbarischen Terrorregime anzuschließen. 

Die polizeiliche Kriminalstatistik zeigt seit Jahren, dass nicht jeder, 
der zu uns kommt, dies wegen unserer Werte tut. Dass Männer, 
die als angeblich „Schutzsuchende“ in unser Land gekommen sind, 
überproportional an schweren Gewalt- und Sexualdelikten be-
teiligt sind und nicht abgeschoben werden. Bei Terrorattacken wie 
etwa in Ansbach, Würzburg und auf dem Breitscheidplatz in Berlin 
wurden zahlreiche Menschen getötet oder schwer verletzt. Zuletzt 
war es der islamistische Mord in Dresden durch einen abgelehnten 
Asylbewerber aus Syrien, im Sommer ein Islamist, der in Berlin Jagd 
auf Motorradfahrer machte.

Religiöser Extremismus beginnt aber nicht erst bei Mord, er ge-
deiht in abgeschottet lebenden Milieus, die sich unseren Werten 
verschließen. Ein verweigerter Handschlag für eine Frau kann 
bereits ein Indiz sein. Fehlende Mädchen im Schwimmunterricht, 

Respektlosigkeit gegenüber Lehrerinnen bereits in Grundschulen 
oder gar Drohungen und Gewalt gegen Andersgläubige brau-
chen andere Antworten als runde Tische und den Burkini als ge-
nehmigte Schulkleidung. Wir tragen Verantwortung, dass all jene, 
die wir mit wichtiger Integrationsarbeit in Schule, Gesellschaft und 
Institutionen beauftragen, dafür nicht um Leib und Leben fürchten 
müssen. Tatsächlich werden Lehrer und vor allem Lehrerinnen mit 
dieser Problematik im Stich gelassen und Kritiker des politischen 
Islam benötigen schon heute Polizeischutz in Deutschland.

Auffällig ist regelmäßig das Schweigen der Politik, der Medien, der 
Kirchen und zivilgesellschaftlicher Organisationen. Mit Recht wur-
den nach rechtsextremen Anschlägen Demonstrationen und Ge-
denkveranstaltungen durchgeführt, Maßnahmen gefordert und an 
die Namen der Getöteten erinnert. Warum nicht auch bei islamis-
tischen Anschlägen? Kennt jemand spontan auch nur einen Namen 
eines deutschen Opfers islamistischen Terrors?

Als im Mai 2020 George Floyd in den USA bei seiner Verhaftung 
durch die Polizei getötet wurde, löste das in Deutschland nicht 
nur Massenproteste gegen Rassismus, sondern auch den Ruf nach 
analoger Überprüfung deutscher Verhältnisse aus. Wo waren die 
Demonstrationen nach der Ermordung von Samuel Paty, nach 
dem ersten Anschlag in Nizza oder dem Abschlachten des katho-
lischen Geistlichen in einer Kirche in Frankreich? Jene, die gegen 
Rassismus auf die Straße gehen, bleiben bei islamistischer Gewalt 
stumm, weil es als anstößig empfunden wird, die Täter und ihre 
Motive klar zu benennen.

Wer schweigt, kann nichts verändern, sondern bleibt Zuschauer 
bei einer Entwicklung, die schon jetzt eine Zerreißprobe für unsere 
Gesellschaft darstellt. Der politische Islam ist eine ernsthafte Ge-
fahr für unser Land. Er ist ein Integrationshindernis mit unabseh-
baren Folgen. Verantwortungsbewusste und nachhaltige Politik 
muss präventiv handeln, auch in Bezug auf religiösen Extremismus.

Es wird höchste Zeit, den Problemen der Zuwanderungsgesell-
schaft offen ins Auge zu sehen und sich nicht durch haltlose Vor-
würfe einer angeblichen Islamfeindlichkeit, „Islamophobie“ oder 
des „antimuslimischen Rassismus“ einschüchtern zu lassen. Wie 

Dr. Carsten Linnemann MdB setzt sich mit weiteren Politikern, Wissenschaftlern 
und Journalisten dafür ein, dem politischen Islam stärker entgegenzutreten.

MIT Bund
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jede andere Religionsgemeinschaft muss auch der Islam in einem 
säkularen Staat berechtigte Kritik und sogar Humor oder Satire 
hinnehmen lernen. Wir wollen Zustände, die in eine Schieflage ge-
raten sind, wieder zurechtrücken, Probleme benennen und lösen. 
Wir möchten, dass Muslime volle Religionsfreiheit genießen, sind 
es aber gerade den vielen muslimischen Befürwortern von Demo-
kratie und Freiheitsrechten schuldig, den politischen Islam als 
Extremismus beim Namen zu nennen. Wir fordern als erste Schritte:

1. Wissenschaftliche Grundlagenforschung zum politischen 
Islam, darunter eine Schulstudie über die Erfahrungen und Pro-
bleme von Lehrern mit islamistischen Einflüssen

2. Die Einrichtung einer Dokumentationsstelle „Politischer 
Islam“ nach österreichischem Vorbild, in welcher die Struktu-
ren, Strategien und Finanzierungen des Politischen Islams ana-
lysiert und offengelegt werden

3. Die Errichtung von zehn Lehrstühlen zur Erforschung der 
Struk turen des politischen Islam in Deutschland

4. Die Beendigung von Kooperationen und Vertragsbeziehungen 
staatlicher und politischer Institutionen mit Vertretern und Or-
ganisationen des politischen Islam

5. Die Einrichtung eines Expertenkreises „Politischer Islam“ im 
Bundesinnenministerium, der auf Grundlage der Erkenntnisse 
von Wissenschaft und Verfassungsschutzämtern Empfehlungen 
im Kampf gegen den politischen Islam erarbeitet und der Bundes-
regierung regelmäßig berichte. Wir müssen jetzt handeln. Gera-
de weil wir eine Gesellschaft sind, die auf eine gelungene Integ-
ration von Zuwanderern aus verschiedenen Nationen, Kulturen 
und Religionen nicht verzichten kann, doch wir benötigen dafür 
ein gemeinsames Wertefundament. Das ist nicht verhandelbar. 
Religionsfreiheit bedeutet, dass jeder seinen Glauben ausüben 
kann ohne Angst, in seinem Gotteshaus deswegen angegriffen 

zu werden. Berechtigte Kritik an religiösem Extremismus, die 
Verteidigung der Glaubens- und Religionsfreiheit, aber auch die 
Verteidigung von Menschen- und Frauenrechten, der Meinungs-
freiheit und der Pressefreiheit sind kein demokratischer Luxus, 
sondern Grundfeste unserer Verfassung.

Unterzeichner: 
• Seyran Ates, Rechtsanwältin/GF‘in Ibn Rushd-Goethe Mo-

schee, Berlin 
• Prof. Dr. Winfried Bausback MdL, stellv. Vorsitzender der CSU- 

Landtagsfraktion und Staatsminister a.D. 
• Dr. Friedmann Eißler, Theologe 
• Gülden Hennemann, Politik- und Islamwissenschaftlerin 
• Dr. Necla Kelek, Soziologin und Publizistin 
• Birgit Kelle, Autorin und Vorsitzende Frau 2oooplus e.V. 
• Prof. Dr. Mouhanad Khorchide, Leiter des wissenschaftlichen 

Beirats der Dokumentationsstelle Politischer Islam in Österreich 
• Prof. Dr. Ruud Koopmans, Abteilungsleiter am Wissenschafts-

zentrum Berlin (WZB) und Professor für Soziologie und 
Migrationsforschung an der Humboldt-Universität 

• Dr. Carsten Linnemann MdB, stellv. Vorsitzender der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion 

• Ahmad Mansour, Diplom-Psychologe und Autor 
• Prof. Dr. Christine Schirrmacher, Islamwissenschaftlerin, Uni-

versität Bonn und Leuven, 2. Vorsitzende des wissenschaft-
lichen Beirats der BpB 

• Prof. Dr. Susanne Schröter, Leiterin Frankfurter Forschungs-
zentrum Globaler Islam 

• Prof. Dr. jur. Kyrill-A. Schwarz, Universitätsprofessor Würzburg 
• Ali Ertan Toprak, Präsident der Bundesarbeitsgemeinschaft der 

Immigrantenverbände in Deutschland 
• Christoph de Vries MdB, stellv. Landesvorsitzender der CDU 

Hamburg 
• Dr. Joachim Wagner, Journalist und Autor

Veröffentlicht in „Welt am Sonntag“ vom 01.11.2020.  

MIT Bund
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MIT Land

Ein Beispiel aus der Medizin

Die Folgen des ersten 
Lockdown - die Wirtschaft 
am Boden, der Schutz der 
Gesundheit garantiert?

Der Mittelstand und die Wirtschaft dis-
kutieren seit dem ersten Lockdown über 
dessen Folgen auf das BIP, Arbeitsplatz-
verluste, Steuereinbußen, den neuen 
Schuldenberg und vieles mehr. Immer 
wieder taucht die Frage auf: War der 
erste Lockdown verhältnismäßig? Musste 
die Wirtschaft derart heruntergefahren 
werden, um den Schutz der Gesundheit 
der Bevölkerung zu gewährleisten? Zu-
nehmend könnte man von einem Konflikt 
zwischen Wirtschaft und Gesundheits-
schutz sprechen - die Wirtschaft wurde 
lahmgelegt und die Gesundheit der Be-
völkerung vollumfänglich geschützt. 
Aber war das wirklich so? Der Blick in die 
deutschen Kliniken zeigt: Viele lebens-
notwendige Behandlungen blieben auf der 
Strecke, denn auch die Kliniken wurden 
heruntergefahren. Nicht nur die Wirtschaft 
hat gelitten, auch die Gesundheit der Be-
völkerung. Ein Beispiel aus der Pädiatrie:

Während des ersten Lockdown in der 
Coronavirus-Pandemie kam es wegen 
verzögerter Diagnosen von Typ-1-Dia-
betes bei Kindern vermehrt zu einer be-
drohlichen Stoffwechselentgleisung.

Kinder waren während der Hochzeit der 
Infektion vergleichsweise wenig von 
Covid-19 betroffen. Leider ist bei einigen 
das Geschehen trotzdem nicht ohne gra-
vierende Folgen geblieben. Während der 
ersten Welle der Coronavirus-Pandemie 
von Mitte März bis Mitte Mai 2020 
kam es bei Kindern und Jugendlichen 
in Deutschland zu einem deutlichen 
Anstieg diabetischer Ketoazidosen (s. 
Infokasten).

Dies ist das Ergebnis der Studie einer 
deutschen Wissenschaftlergruppe unter 

Beteiligung der Kinderklinik des Uni-
versitätsklinikums des Saarlandes, die 
bei The Journal of the American Medical 
Association (JAMA, weltweit meist ver-
breitetste medizinische Fachzeitschrift) 
veröffentlicht wurde.

Die Autoren der JAMA-Publikation wer-
teten für ihre Studie Daten der Diabetes-
Patienten-Verlaufsdokumentation (DPV) 
aus. Dieses von der Universität Ulm ge-
führte Register wertet seit über zwei 
Jahrzehnten Krankheitsverlaufsdaten 
von Diabetes-Patienten wissenschaft-
lich aus. In das Register fließen die An-
gaben von 191 Zentren in Deutschland, 
von Diabeteszentren in Österreich und 
von Zentren in der Schweiz ein. Für die 
aktuelle Studie analysierten die Wissen-
schaftler Daten von 532 Kindern und 
Jugendlichen, bei denen zwischen dem 
13. März 2020 und dem 13. Mai 2020 
erstmals ein Typ-1-Diabetes diagnosti-
ziert wurde. Sie verglichen die Häufig-
keit der aufgetretenen Ketoazidosen im 
Untersuchungszeitraum mit den ent-
sprechenden Vergleichszeiträumen im 
Frühjahr 2018 und 2019.

Zum Zeitpunkt ihrer Diabetes-Erst-
diagnose im Untersuchungszeitraum von 
Mitte März bis Mitte April 2020 hatten 
etwa 45 % der Kinder und Jugendlichen 
bereits eine Ketoazidose erlitten - im Ver-
gleichszeitraum waren es nur 24,5 und 
24,1 %. Die Häufigkeit der diabetischen 
Ketoazidose war im Untersuchungszeit-
raum also statistisch deutlich erhöht. 
Auch die Fälle der schweren diabetischen 
Ketoazidosen waren 2020 mit 19,4 % im 
Vergleich zu 12,3 und 13,9 % in den Vor-
jahren erhöht. Wie sich aus den Daten 
ergab, trugen Kinder im Alter von unter 

sechs Jahren das höchste Risiko für eine 
Ketoazidose. In dieser Altersgruppe 
waren mehr als die Hälfte der an Typ-
1-Diabetes erkrankten Kinder betroffen, 
während es in den beiden Vorjahren mit 
24,2 und 18,4 % deutlich weniger Kinder 
waren. In dieser Altersgruppe hatten sich 
die schweren diabetischen Ketoazidosen 
im Vergleich zu 2018 und 2019 mehr als 
verdoppelt.

Es war für die Wissenschaftler also 
klar zu erkennen, dass bei Kindern und 
Jugendlichen ein deutlicher zeitlicher 
Zusammenhang bestand zwischen der 
Hochzeit der Covid-19-Pandemie und 
dem unübersehbaren Anstieg diabeti-
scher Ketoazidosen und schwerer diabe-
tischer Ketoazidosen bei Erstdiagnose 
eines Typ-1-Diabetes. Ebenso klar war 
es, dass die Ketoazidosen nicht direkt 
durch das Virus verursacht wurden, son-
dern dass Covid-19 nur mittelbar ver-
antwortlich war.

Ursächlich war vor allem die verspätete 
Diagnose des Diabetes, die auf mehreren 
Gründen beruhte:
• Einschränkungen im Bereich medizini-

scher Leistungen
• Ängsten vor Ansteckung in medizini-

schen Einrichtungen
• komplexe psychosozialen Faktoren.

Hinsichtlich der Ängste vor Ansteckung 
muss die Konsequenz sein, ärztlichen 
Kollegen und der Bevölkerung verständ-

Dr. Madline Gund, MBA, MIT-Landesvorstands-
mitglied, Zahnärztin und Fachzahnärztin für 
Oralchirurgie
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lich zu machen, dass man sich in der 
Klinik nicht mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 infiziert und die Kliniken hygie-
nisch bestens aufgestellt sind. In der 
Kinderklinik des Universitätsklinikums 
des Saarlandes haben sich bislang keine 
Kinder infiziert.

DKA als Modell für die Gesund-
heitsversorgung in der 
COVID-19-Pandemie
Die DKA als akute lebensbedrohliche 
Stoff wechselentgleisung aufgrund einer 
verspäteten Diagnose eignet sich als 
Modell einer verzögerten medizini-
schen Versorgung in Zeiten der Co-
vid-19-Pandemie. Als „Corona Col-
lateral Damage Syndrome“ wird der 
klinische Zustand eines Patienten be-
zeichnet, der durch die Verzögerung 
beziehungsweise das Fehlen von medi-
zinischer Versorgung von akuten Non- 
Covid-19-Notfällen durch die Auf-
forderung entsteht, während der Co-
vid-19-Pandemie zu Hause zu bleiben. 
In einer Umfrage gaben 32 % der be-
fragten Pädiater aus Großbritannien 
und Irland an, während einer zwei-
wöchigen Phase im April 2020 ver-
zögerte Vorstellungen gesehen zu 
haben. Die Diabetes Manifestation und 
die DKA waren die Hauptdiagnosen, 
gefolgt von Sepsis und malignen Er-
krankungen. Auch in Deutschland 
wurden Mitte März 40 % und Mitte 
Mai 20 % weniger Patienten in Notfall-
ambulanzen vorgestellt. 

Zusammenfassend bewerten die Auto-
ren den in dieser Studie gesehenen An-
stieg der DKA bei Manifestation eines 
DM1 als Folge des Covid-19-Lockdown. 
Es ist davon auszugehen, dass weitere 
Erkrankungen ebenso verspätet diag-
nostiziert wurden.

In Zukunft muss mit Blick auf weite-
re Wellen auf eine funktionierende 
Routineversorgung durch die nieder-
gelassenen Kinderärzte geachtet wer-
den. Nur so könnten klinische Symp-
tome einer Diabetes-Neuerkrankung 
früh bemerkt und die Kinder und 
Jugendlichen wie bisher rechtzeitig in 
die Kliniken eingewiesen werden. 

Fazit
Auch in anderen Bereichen der Me-
dizin wurden lebensbedrohliche Er-
krankungen aus oben genannten 
Gründen nicht behandelt. Zukünftig 

müssen die medizinischen Leistun-
gen vollumfänglich garantiert und 
die Bevölkerung über die Notwendig-
keit der Vorstellung ohne Angst vor 
einer Covid-19-Infektion aufgeklärt 
werden. Nur so lässt sich der Gesund-
heitsschutz der Bevölkerung auch 
wirklich umsetzen. 

Es zeigt sich: Die Wirtschaft und der 
Gesundheitsschutz der Bevölkerung 
haben gelitten. In beiden Bereichen 
ist zukünftig auf die Verhältnismäßig-
keit der Maßnahmen in der Coro-
na-Pandemie zu achten. Genau in 
dieser Verhältnismäßigkeit vereinen 
sich diejenigen beiden Bereiche, die 
sich aktuell scheinbar unversöhnlich 
gegenüberstehen.

Dr. Madline Gund,

madline.gund@gmail.com  

Ketoazidose
Die Ketoazidose ist eine lebensbedrohliche Stoffwechselentgleisung, die bei 
Insulinmangel auftritt und meist die Folge einer verzögerten Diagnose des Typ-
1-Diabetes ist. Diese diabetische Ketoazidose tritt auf, weil betroffene Patien-
ten selbst kein oder nur zu wenig Insulin bilden, um den mit der Nahrung auf-
genommenen Zucker zur Energiegewinnung abbauen zu können. Wird dies zu spät 
festgestellt, kommt es im Körper zu einer gefährlichen Reaktion: Weil Energie be-
nötigt wird, beginnen Zellen, Fettreserven abzubauen. Dabei entstehen Ketone, 
die zur Übersäuerung des Blutes führen. Der Körper beginnt auszutrocknen, mit 
dem Urin werden übermäßig viele Elektrolyte ausgeschieden, es droht ein diabe-
tisches Koma.

Angora-Moden GmbH
Plochinger Str. 30 - Eingang Blumenstraße  73779 Deizisau

Tel.: 07153 23071
Fax: 07153 28841
E-Mail Angora-Moden@t-online.de

Ihre ANGORA-Spezialisten
für natürliche Funktionsbekleidung

Eigene Herstellung 
in Deizisau

Versand - Fabrikverkauf

www.angora-moden.de

Körper Klima

Schweiß

Kälte

Hitze
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Der Unternehmer  
und die Kunst

An den Anfang stelle ich die These, 
dass Unternehmer als Berater Künst-
ler brauchen. Kunst beseelt den 
Geist und regt ihn an. Der Um-
gang mit Kunst fördert ganzheit-
liches Denken als Basis für komplexe 
Unternehmensentscheidungen.

Zitat Joseph Beuys: „Für mich sind die 
Wirtschaftsprozesse Ergebnisse des 
freien Menschen, seiner freien kreati-
ven Tätigkeit“.

Der ermordete Jürgen Ponto, Sprecher 
des Vorstandes der Dresdner Bank AG, 
hat in einer Rede vor dem Kulturkreis 
der deutschen Wirtschaft im Bundes-
verband der Deutschen Industrie im 
Jahre 1973 in Hannover die Verbindung 
zwischen Künstler und Unternehmer als 
das Ergebnis eines geschichtlichen Pro-
zesses dargestellt, der sich auf drei Ebe-
nen verfolgen lässt: auf einer handwerk-
lichen Ebene, auf der Ebene der geistigen 
Beziehung und auf einer persönlichen 
Ebene des Zusammentreffens von Men-
schen, von Künstlern und Wirtschaftlern. 

Handwerk und Technik begleiten die 
Wirtschaft ebenso wie die Kunst. 
Strukturanalyse, Konstruktion, Material-
wandlung, Montage, Erfindung, Nutzung 
neuer Werkstoffe und Technologien 
kennzeichnen den Weg beider.

Künstler wie Unternehmer sind be-
rufen, Dinge zu gestalten, neue For-
men in unser Leben zu bringen, neue 
Wege aufzuzeigen. Beide unterliegen 
damit dem Zwang zur Entscheidung.
Der Unternehmer kann seine Seh- und 
Hörgewohnheiten erweitern, sein 
Unterscheidungsvermögen schärfen, 
an ästhetischen und geistigen Ent-
wicklungen partizipieren, tiefere Ein-
sichten in Zeiterscheinungen gewin-
nen, deren Auswirkungen auch seine 
eigene Arbeit über kurz oder lang 
betreffen.

Die Auseinandersetzung mit kreativen 
jungen Menschen außerhalb des üb-
lichen Apparates der Firma und außer-
halb des gewohnten Koordinatensystems 
von Markt und Macht kann in ihm Ideen 

und Kräfte mobilisieren, die sich frucht-
bar auf seine Arbeit auswirken.

Wissenschaft und Technik haben zu 
einer grundlegenden Umwandlung 
unseres Lebens geführt. Niemand ist 
heute mehr in der Lage, die Summe 
des Wissens in seinem Kopf zu spei-
chern. Der Computer hilft uns, ge-
speichertes Wissen abzurufen und er-
neut zu kombinieren. Er funktioniert 
aber nach den Gesetzen der Logik nur 
im vorgegebenen System. Der Künst-
ler ist der Systemüberwinder, der sich 
die Gesetze seiner Arbeit selbst gibt 
und der fern von allem Spezialisten-
tum unsere Weltanschauung im 
wahrsten Sinne des Wortes zu ver-
ändern mag. Kunst nimmt somit an 
diesem Prozess der Wandlung unserer 
Weltanschauung und damit auch des 
Stils der Unternehmensführung sowie 
der Innovationsstrategien teil.

Durch die Auseinandersetzung mit 
der Kunst kann sich der Unternehmer 
vom Druck der Bürokratie lösen und 
die Freiheit und Unabhängigkeit er-
langen, die er zur Aktivierung seiner 
Schaffenskraft und zur Bewältigung 
der Informationsflut benötigt. Vor 
allem aber hat er die Chance, sich als 
kreativer Mensch mit motivierten Mit-
arbeitern zu behaupten.

Till Casper, 

till.casper@casper-guss.de, 

www.casper-guss.de  

Till Casper, Ehrenmitglied des MIT-Landesvorstands

ZEITLOS SCHÖNE GEBÄUDE.
Bürofläche, Produktionsgebäude oder Lagerhalle – Wir bauen  
für die Marktführer von morgen. Erleben Sie Perfektion in  
Planung und Realisierung. Der FREYLER Konzepttag macht´s 
möglich. Mehr unter www.freyler.de



31

MIT Land

Benjamin Franklin: 

„Wer Freiheit auf-
gibt, um Sicherheit 
zu gewinnen, wird am 
Ende beides  
verlieren“.

Man hat den Eindruck, dass die Bundesregierung sowie viele Re-
gierungen auf diesem Planeten nicht mehr wissen, was sie gerade 
tun und wie sie mit diesem Thema „Corona“ umgehen sollen. Die 
Uneinigkeit von Funktionsträgern, sogar in der eigenen Partei, über 
den Kurs des „roten Fadens“ ist nicht wirklich zu erkennen.
Es ist zweifelsfrei, dass sich Coronaviren extrem leicht verbreiten 
und die Ansteckungsgefahr sehr hoch und in Summe tödlich ist/
sein kann.

Was meine ich damit konkret:

1. Fallzahlen und Neuinfektionen immer in Verbindung sehen mit 
der Zahl, „wie viele wurden getestet“ – sprich: Angabe in %, sonst 
wird man in die Irre geführt. 

2. 50 Neuinfektionen in 7 Tagen pro 100.000 Menschen, das be-
deutet rund 7 Neuinfektionen pro Tag oder 0,007 % bezogen auf 
100.000 Menschen. Oder 0,00007 pro Person.
Nochmal: 0,007 %, darüber reden wir bzw. streitet die Politik und 
agiert mit Verboten und Verordnungen.
Anmerkung: wenn ein Unternehmen oder ein OP-Arzt nur eine 
Fehlerquote von 0,007 % hätte, wäre er der Beste auf der Welt!

3. Pandemien der Geschichte
1918/20    Spanische Grippe – 50.000.000 Tote
1957/58 Asiatische Grippe – 2.000.000 Tote
1960/90 Cholera– 12.000.000 Tote, hauptsächlich in Asien
1968/70 Hongkong-Grippe – 2.000.000 Tote
Seit 1980 Aids – 36.000.000 Tote
2002/03 SARS – 1.000.000 Tote
2019 Corona – 1.000.000 Tote
Bis 2020 Tuberkulose – 1.400.000  Tote, Tendenz steigend
 
Alle oben genannten Pandemien sind Viren, welche eine Immun-
schwäche hervorrufen.
Alle oben genannten Pandemien haben ihren Ursprung in extremen 
Ballungsgebieten von Asien oder Afrika.

Die Frage, welche sich stellt, ist: Warum reagiert die Politik dieser 
Welt erst jetzt, es hätte schon deutlich früher sein müssen. Siehe 
Tabelle.

Die Antwort könnte sein:
• Man hat sich verrannt und kann nicht mehr zurück, ohne 

dabei sein Gesicht zu verlieren, oder
• wenn bei 0,007 % die Alarmglocken hochgehen und Regulie-

rungen die Freiheit der Menschen einschränken, dann steckt 
etwas Anderes dahinter, welches uns noch nicht mitgeteilt 
wurde, wie z. B. können noch aggressivere Viren kommen?

Was mir in dieser Sache fehlt, ist die Sicherheit, welche uns in der 
Vergangenheit ausgezeichnet hat. Salopp ausgedrückt: Wir haben 
für jeden „Hennefurz“ eine DIN-Norm (Deutsches Institut für Nor-
mung) oder Ähnliches, welche weltweit Beachtung finden und von 
den meisten Ländern übernommen werden. Hier jedoch haben wir 
keinen wirklichen Plan und geben ein furchtbares Bild ab. Souveräni-
tät schaut anders aus.

Noch weitere Lockdowns, noch mehr Isolation führen zwar zu 
weniger Corona-Infektionen, haben jedoch deutlich mehr Aus-
wirkungen. Psychische Erkrankungen, Depressionen sind mittler-
weile die zweithäufigste Ursache für Krankschreibungen. Auslöser 
sind Sorgen vor Ansteckung, Ängste um Angehörige oder vor dro-
hendem Jobverlust.
Schon jetzt ist erkennbar, dass Praxisbesuche zurückgehen. Auch 
Krankenhäuser sind weniger ausgelastet als normalerweise. Das ist 
teilweise so gewollt, weil so mögliche infektiöse Kontakte minimiert 
werden. Mediziner und Psychologen gehen aber davon aus, dass 
Patienten auch Beschwerden, die möglicherweise auf eine ernst-
hafte Erkrankung hinweisen, häufiger ignorieren – aus Angst, sich 
beim Arztbesuch mit Corona anzustecken.
In Kliniken ist beispielsweise die Rate der diagnostizierten Herz-
infarkte derzeit messbar niedriger als im langjährigen Mittel. Das 
berichten im Grunde alle kardiologischen Gesellschaften. „Die 
Patienten gehen aus Angst nicht in die Klinik oder aus Verkennen 
der Situation, indem sie Husten, Brustschmerz oder Luftnot nicht 
auch als Zeichen eines Infarktes erwägen“, wird Karl Stangl, Leiter 
der Kardiologie der Charité zitiert. Angst ist kein gutes Konzept, da 
haben die Regierungen dieser Welt noch ihre Hausaufgaben zu ma-
chen, und es ist Eile geboten.

Christian Bangert, MIT-Kreisvorsitzender Ravensburg
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Wo ist unser  
Bundespräsident?

Zur Bewältigung der Pande-
mie werden Betriebe, Schu-
len, Universitäten, Konzert - 
säle, Sportstätten, Res-
taurants und Hotels ge-
schlossen. Berufliche Exis-
tenzen sind in höchster 
Gefahr. Die Verängstigung 
vieler Bürger ist riesen-
groß. Zwischenmenschliche 
Kontakte werden kraft mi-
nisterieller Verordnung mi-
nimiert. Vermeidbare Ver-
einsamung schreitet voran. 
Der Konsens in der Gesell-
schaft franst aus.

Mit Staatsgewalt und Geld-
regen und - man kann sich 
gelegentlich des Eindrucks 
nicht erwehren - mit von 
Regelungsdrang scheinbar 
berauschten Politikern wird die Gesellschaft jedoch nicht zu-
sammengehalten. Unsere freiheitliche demokratische Gesell-
schaft macht mehr aus als Subventionen und Ordnungsmacht. 
Die Seele unseres freiheitlichen demokratischen Gesellschafts-
vertrages ist der selbstbewusste, eigenverantwortliche, enga-
gierte, aufgeklärte und informierte Bürger. Aus Angst vor An-
steckung und Erkrankung lassen sich derzeit viele Menschen 
gerne bevormunden und lenken, ohne die Sinnhaftigkeit und 
Richtung zu hinterfragen und zu ergründen. Die schleichende 
Gefahr, sich an den Ausnahmezustand durch die Verordnungs-
politik von Kanzler und Ministerpräsidenten zu gewöhnen, ist 
greifbar. Der Untertan ist aber nicht unser Leitbild. Aus Mangel 
an einem schlüssigen perspektivischen Fahrplan durch die Pan-
demie macht sich vielfach Resignation und Enttäuschung breit. 
Im März nähten Bürger zu Hause noch Masken. Allgemeinver-
fügungen ohne Spielraum für unterschiedliche örtliche Verhält-
nisse wirken auf die Kreativität der Bürger jedoch einschläfernd. 
Entlarvend ist auch das Regierungsvideo. Es zeigt einen Fast 
Food essenden, auf dem Sofa lümmelnden, jungen Menschen.
Diese Gemengelage könnte die Sternstunde unseres Bundes-
präsidenten sein. Seine Wirkmacht entfaltet der Bundes-
präsident durch das gesprochene Wort. Diesem Amt kommt 
die Aufgabe zu, ein verbindendes Band um die unterschied-
lichen gesellschaftlichen Strömungen zu legen. Zuspruch, 
Aufmunterung, Perspektive - das fehlt vielen Menschen. 2020 
reicht deshalb die übliche Weihnachtsansprache nicht aus.

Dr. Albrecht Geier  

MIT Land

“An den Folgen der Lockdowns werden weit mehr Menschen ster-
ben als am Virus”, sagte BM Gerd Müller im Interview mit dem 
Handelsblatt. “Allein auf dem afrikanischen Kontinent rechnen 
wir dieses Jahr mit zusätzlich 400.000 Malaria-Toten und HIV-Op-
fern sowie einer halben Million mehr, die an Tuberkulose sterben 
werden.” Die Pandemie habe auch “eine der größten Armuts- und 
Hungerkrisen ausgelöst”.

Betrachtet man die Lieferketten für unseren Wohlstand, dann 
wird sehr schnell deutlich, wo dieser herkommt. Alles darf nichts 
mehr kosten – siehe Fleischproduzent Tönnies. Das wirtschaftliche 
Kräfteverhältnis auf unserem Planeten ist unverhältnismäßig und – 
siehe aktuelle Lage – extrem sensibel.   

Die raue Wahrheit ist, dass wir Wertschöpfung teilen müssen, da-
durch haben wir zwar weniger Wachstum, aber mehr wirtschaft-
liche und dadurch auch gesellschaftliche Sicherheit. 
Wir müssen lernen, mehr Mensch zu sein.

Christian Bangert,

christian.bangert@mit-ravensburg.de  

ROVO SOLO
SITZEN. STEHEN. BEWEGEN. 

ROVO Bürostühle stehen für 
Innovationen in der Stuhl-
ergonomie. ROVO wurde vom 
IGR Institut für Gesundheit 
und Ergonomie e.V. mit dem 
Innovationspreis Ergonomie 
2019 ausgezeichnet.

www.rovo.de

Völkle Bürostühle GmbH
72290 Loßburg

Dr. Albrecht Geier, MITglied des Landes- und 
Bundesvorstands
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Andrea Wechsler ist Professorin für Wirt-
schaftsprivatrecht an der Hochschule Pforz-
heim und leitet dort das Zentrum für Unter-
nehmensgründung. Sie ist Mitglied des 
Kompetenzzentrums Verbraucherforschung 
und nachhaltiger Konsum, als Wirtschafts-
mediatorin tätig und Mitglied der Ver-
braucherkommission Baden-Württemberg. 
Vor ihrer Professur war Sie am Europäischen 
Gerichtshof, in der Unternehmensberatung 
McKinsey & Company Inc. und am Europäi-
schen Hochschulinstitut in Florenz tätig. Ihr 
rechtwissenschaftliches Studium absolvierte 
sie in Deutschland, England (Oxford Uni-
versity), China (Peking University) und New 
York (Columbia University School of Law).
Aktuell ist Andrea Wechsler die Landtags-
kandidatin der CDU Ludwigsburg. Sie setzt sich 
für den Erhalt eines wettbewerbsfähigen, inno-
vativen und nachhaltigen Wirtschaftsstand-
orts Deutschland ein bei enger Kooperation 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft.

Prof. Dr. Andrea Wechsler, 

mail@andrea-wechsler.de, 

www.andrea-wechsler.de  

Prof. Dr. Andrea Wechsler
Professorin für Wirtschaftsprivatrecht
MIT Ludwigsburg

„… ich zusammen mit der MIT und ihren 
Mitgliedern die Wirtschaftspolitik Deutsch-
lands mitgestalten möchte.“ 

Zsolt Pekker hat nach seinem Studium 
(Geschichte, Politikwissenschaft, Pu-
blizistik) zunächst als freier Journalist 
gearbeitet. Später spezialisierte er sich 
auf Unternehmenspublikationen sowie 
die redaktionelle Betreuung von News-
lettern und B2B-Magazinen. In sei-
nem Redaktionsbüro im südbadischen 
Heitersheim entstehen unterschied-
lichste Texte – zum Beispiel technische 
Fachartikel, klassische PR oder Inhalte 
für Internet und Social Media. 
Zu seinen Kunden zählen internationale 
High-Tech-Konzerne ebenso wie mittel-
ständische Unternehmen der Region, 
darunter typische Hidden Champions. In 
seiner Arbeit sowie in seinem kommunal-
politischen Engagement erlebt er täglich 
die enge Verzahnung von lokalem Han-
deln und globalisierter Weltwirtschaft. 
An dieser dynamischen Entwicklung will 
er in CDU und MIT aktiv mitwirken. 

Zsolt Pekker, 

redaktion@pekker.de, 

www.pekker.de  

Nach seiner Ausbildung zum Kfz-Mechani-
ker und der Weiterbildung zum Kfz-Techni-
ker-Meister folgte das berufsbegleitende 
betriebswirtschaftliche Bachelorstudium 
und der Master in Automotive Manage-
ment. 2012 übernahm er die Geschäfts-
leitung des elterlichen Familienbetriebs 
mit 15 Mitarbeitern und entwickelte 
daraus das erfolgreiche mittelständische 
Unternehmen SEVO Gruppe mit meh-
reren Standorten und heute 130 Mit-
arbeitern. Neben seiner beruflichen 
Tätigkeit ist der zweifache Familienvater 
auch im Gemeinderat von Kirchheim am 
Neckar engagiert. Im September wurde 
der Unternehmer Tobias Vogt zum CDU-
Landtagskandidaten im Lothar-Späth-
Wahlkreis Bietigheim-Bissingen nomi-
niert. Im Landtag möchte Tobias Vogt eine 
starke Stimme für den Mittelstand sein 
und den Transformationsprozess in der 
Automobilindustrie aktiv gestalten.

Tobias Vogt,

mail@tobias-vogt.de,

www.tobias-vogt.de  

Zsolt Pekker
Redakteur, Journalist, Texter
MIT Breisgau-Hochschwarzwald

Tobias Vogt
Unternehmer und Landtagskandidat
MIT Ludwigsburg

„… sie trotz Gegenwind die Fahne der Markt-
wirtschaft und der Eigenverantwortung 
hochhält – zwei der wichtigsten Grund-
lagen unserer freien Gesellschaft.“

„… sie das Sprachrohr der mittelständischen 
Familienunternehmer innerhalb der CDU 
ist und ich mich mit voller Kraft für eine 
starke MIT einsetzen will.“

MIT Land
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Dr. Susanne Eisenmann

Der Europäische 
Binnenmarkt:  
ein Glücksfall für die 
kleinen und mittleren 
Unternehmen des 
Landes

Zu den größten Verdiensten der Europäischen Union gehören 
der freie Binnenmarkt und die offenen Grenzen. Gerade die 
exportstarken deutschen Unternehmen profitieren von dem 
unbeschränkten Zugang zum größten Binnenmarkt der Welt. 
Der Abbau von Zöllen und anderen Handelshemmnissen macht 
den Handel über die Grenzen hinweg möglich – ohne Regula-
rien, ohne Bürokratie. Davon profitieren gerade die kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU). Denn die KMU haben keine 

Kapazitäten für langwierige Genehmigungsverfahren bei der 
Ein- und Ausfuhr von Waren, sie sind auf einfache und klare 
Regeln angewiesen. Dabei bilden die KMU das Rückgrat der 
europäischen Wirtschaft: Sie stellen 99,8 % aller europäischen 
Unternehmen und zwei Drittel aller Arbeitsplätze. Diese reiche 
Unternehmenskultur hätte sich ohne den Europäischen Binnen-
markt so nicht entwickeln können. 

Für die Landespolitik ist deswegen der Kurs klar: Wir müssen 
daher alles daransetzen, den Europäischen Binnenmarkt zu er-
halten und auszubauen. Die Grenzschließungen im Frühjahr 
haben uns abermals gezeigt, wie sehr die Unternehmen der Mit-
gliedstaaten verflochten und aufeinander angewiesen sind. Die 
Politik hat das verstanden. Eine Grenzschließung kann in der Zu-
kunft selbst bei Pandemien nur das allerletzte Mittel sein. Hinzu 
kommt, dass die globalen Handelsbeziehungen, beispielsweise 
mit den Vereinigten Staaten, zunehmend unter Abschottungs-
tendenzen und Zollstreitigkeiten leiden. Umso wichtiger ist ein 
Binnenmarkt, der verlässliche Wirtschaftsbeziehungen garan-
tiert. Zugleich verbessert ein geeintes und wirtschaftlich star-
kes Europa die Verhandlungsposition gegenüber den großen 
Volkswirtschaften in Nordeuropa und Asien.

Um den Binnenmarkt zu stärken, brauchen wir einen echten 
Bürokratieabbau in Europa. Gerade die Entsenderichtlinie, 
aber auch das Vergaberecht geben Anlass für mancherlei Ver-
besserung. Darüber hinaus brauchen wir weitere Vereinheit-
lichungen, auch im Steuerrecht. Ich denke hier etwa an die 
Reform des EU-Mehrwertsteuersystems, das derzeit grenz-
überschreitend tätige Unternehmen schlechterstellt. Noch 
nicht gelöst ist schließlich das Verhältnis von Europäischer 
Union und Großbritannien nach dem Brexit. Hier ist meine klare 

Landespolitik

Dr. Susanne Eisenmann, Ministerin für Kultus, Jugend und Sport sowie  
CDU-Spitzenkandidatin
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Frei geplante Architekten-
häuser. Für Menschen, die
Ihren eigenen Plan vom
Leben haben. Und indivi-
duelle Vorstellungen vom 
Wohnen. weberhaus.de

Ich will ein Haus mit Ausstrahlung. 
Und Charakter.

Mein Haus. Meine Welt.  
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Forderung, dass wir möglichst schnell zu einem Freihandels-
abkommen gelangen, das die gewachsenen Wirtschaftsver-
bindungen möglichst wenig beeinträchtigt. Hingegen müssen 
wir an anderer Stelle dafür Sorge tragen, dass die Europäische 
Union die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten gerade in der So-
zial- und Wirtschaftspolitik nicht über Gebühr beschränkt und 
den Subsidiaritätsgrundsatz achtet. Deshalb spreche ich mich 
klar gegen eine Europäische Arbeitslosenversicherung aus, 
die im Kern nur ein weiterer Schritt in Richtung einer Transfer-
union darstellt.

Allgemein bin ich der Auffassung, dass gerade der Mittelstand 
noch mehr den Mut aufbringen muss, konstruktive Kritik an 
Vorhaben der Europäischen Union zu artikulieren. Das gilt im 
Übrigen auch für die Landespolitik. Denn Europa muss nicht 
die Diskussionen fürchten, Europa muss die Gleichgültigkeit 
fürchten. Als Ministerpräsidentin werde ich daher die Inter-
essen unserer mittelständischen Wirtschaft möglichst früh-
zeitig in die Entscheidungsprozesse der Europäischen Union 
einbringen. Dabei zähle ich auch auf die Unterstützung der 
Bundesregierung, denn selbst ein wirtschaftsstarkes Land wie 
Baden-Württemberg kann sich in Brüssel alleine nur schwer 
Gehör verschaffen. Alles das hat sich zuletzt bei der euro-
päischen Medizinprodukteverordnung gezeigt. Diese sieht 
Zertifizierungspflichten vor, die von vielen mittelständischen 
Herstellern nur schwer zu erfüllen sind. Hier hätte ich mir 
gewünscht, dass die Bundesregierung die Gefahren für unse-
re mittelständische Wirtschaft frühzeitig erkennt und recht-
zeitig in den Gesetzgebungsprozess auf europäischer Ebene 
einbringt. Stattdessen wurden im Nachgang hektisch längere 
Umsetzungsfristen durchgesetzt, die den Herstellern zwar Zeit 
verschafft haben, die weitreichenden Zertifizierungspflichten 
aber unberührt ließen.

Diese Fehler dürfen sich in der Zukunft nicht wiederholen. Ich 
sehe deshalb mit großer Sorge die aktuellen Bestrebungen der 
Europäischen Kommission, die neue Abgasnorm Euro 7 so streng 
zu fassen, dass sie von Verbrennermotoren kaum mehr zu erfüllen 
ist. Diese Bestrebungen haben daher nichts weniger zum Ziel, als 
durch die Hintertür das Verbot des Verbrenners bis zum Jahr 2026 
einzuführen. Dieser Schritt wäre gerade für unsere mittelständisch 
geprägten Automobilzulieferer verheerend, die sich mit großem 
Einsatz der Transformation der Antriebstechnik stellen, diese aber 
nicht in gut fünf Jahren vollenden können. Als Land müssen wir 
daher mit allem Nachdruck gegenüber der Bundesregierung und 
der Europäischen Union gegen diese vorschnellen Planungen Posi-
tion beziehen. Das Amt der Ministerpräsidentin würde mir hierbei 
ganz neue Einflussmöglichkeiten verschaffen.

Dr. Susanne Eisenmann,

susanne.eisenmann@cdu-bw.de,

www.susanneeisenmann.de  

Landespolitik
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Fabian Gramling MdL

Europa & unser Mittelstand

Über 99 % aller Unternehmen in Deutsch-
land sind kleine- und mittlere Unter-
nehmen (KMU). Sie stellen mehr als die  
Hälfte aller Arbeitsplätze und erwirt-
schaften dabei mehr als jeden zweiten 
Euro. Die Zahlen verdeutlichen die Be-
deutung unseres Mittelstands. Ohne 
den Mittelstand ist Wachstum nicht 
denkbar. Der Mittelstand ist die Basis 
für Innovationen, Wettbewerb und 
Arbeitsplätze. 
Die Bewältigung der Corona-Pande-
mie bedeutet einen historischen Kraft-
akt für unsere Wirtschaft und die 
Auswirkungen werden uns, trotz der 
milliardenschweren Maßnahmenpakete, 
noch eine ganze Weile begleiten. Des-
wegen dürfen wir in der Wirtschafts-
politik aber nicht vergessen, auch mittel- 
und langfristig zu denken. Um nach der 
Krise neue Wachstumsimpulse zu ent-
falten, brauchen wir für unseren Mittel-
stand geeignete Rahmenbedingungen: 
vom viel gepredigten Bürokratieabbau 
über Innovationsförderung bis zum Frei-
handel. Die Europäische Union spielt 
dabei eine wichtige Rolle.

Bürokratieabbau vorantreiben
Verbraucher und Unternehmen profitie-
ren vom Europäischen Binnenmarkt mit 
gemeinsamen Regeln für die gesamte EU. 
Manchmal meint es die EU-Kommission 
im Regulierungseifer mit den Vorschriften 
aber etwas zu gut mit uns. Deshalb ist 
es richtig, dass Ursula von der Leyen als 
neue EU-Kommissionspräsidentin das 
„One in, one out“-Prinzip eingeführt 
hat. Für jeden neuen Vorschlag, durch 
den eine neue Belastung entsteht, soll 
an anderer Stelle im gleichen Umfang 
Bürokratie abgebaut werden. Das ist ein 
wichtiger Schritt, dem weitere folgen 
müssen. Das REFIT-Programm (REFIT 
– Regulatory Fitness and Performance 
Programme) soll mit Vereinfachungen 
des bestehenden Rechts weiterhin für 
mehr Effizienz und Leistungsfähigkeit 
des europäischen Regulierungsrahmens 
sorgen. Ich bin zuversichtlich, dass unser 
Mittelstand mittel- und langfristig von 

der besseren Rechtssetzung und dem 
Bürokratieabbau auf europäischer Ebene 
profitieren wird.

KMU im Transformationsprozess 
mitnehmen
Das Europäische Parlament streitet 
derzeit leidenschaftlich um den mehr-
jährigen Finanzrahmen 2021 – 2027, mit 
dem auch wichtige Weichen für unseren 
Mittelstand gestellt werden. Klar muss 
sein, dass wir nicht an der falschen Stel-
le sparen dürfen. Dazu gehört das neue 
EU-Rahmenprogramm für Forschung 
und Innovation „Horizon Europe“. Wenn 
wir den Übergang zu einer modernen, 
ressourceneffizienten und wettbewerbs-
fähigen Wirtschaft schaffen wollen, ohne 
Ökonomie und Ökologie gegeneinander 
auszuspielen, dann brauchen wir For-
schungs- und Innovationsförderung, 
verstärkte grenzüberschreitende 
Kooperation und den Austausch zwi-
schen Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen. Wenn wir unsere KMU 
im Transformationsprozess nicht mit-

nehmen, werden viele Unternehmen auf 
der Strecke bleiben.

Verhandlungen über TTIP 
wiederaufnehmen
Unser Mittelstand profitiert von einem 
freien, grenzenlosen Markt. Wir müssen 
uns deshalb auch in Zukunft für Frei-
handelsabkommen einsetzen. Nachdem 
inzwischen klar ist, dass in den Ver-
einigten Staaten von Amerika im kom-
menden Jahr ein neuer Präsident vereidigt 
wird, muss das klare Ziel der EU sein, die 
Verhandlungen über die transatlantische 
Handels- und Investitionspartnerschaft 
(TTIP) wiederaufzunehmen. Gleichzeitig 
muss es unser ureigenes Interesse sein, 
dass sich der internationale Handel, nach 
dem Wirtschaftskrieg zwischen den USA 
und China, wieder normalisiert. Unsere 
kleinen und mittleren Unternehmen wer-
den es uns danken.

Fabian Gramling,

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,

www.fabian-gramling.de  

Fabian Gramling MdL, Sprecher für Arbeitsmarkt und Fachkräfte der CDU-Fraktion

Landespolitik
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

„Alle Kräfte 
mobilisieren, 
um unser 
Baden-
Württemberg 
stark zu 
halten“

Die Corona-Krise mit ihren weit-
reichenden wirtschaftlichen und 
finanziellen Folgen stellt uns alle 
weiter vor große Herausforderungen. 
Auch das Land Baden-Württemberg 
ist davon stark betroffen und muss 
große Ressourcen mobilisieren, um die 
Krisenfolgen zu bewältigen.

Bereits während der ersten Welle der Co-
rona-Pandemie im März hatte der Land-
tag – auf maßgebliches Betreiben der 
CDU in Parlament und Landesregierung  – 
5 Milliarden Euro bereitgestellt, um die 
akuten Corona-Krisenkosten zu finanzie-
ren und insbesondere der Wirtschaft im 
Lockdown beizustehen. Mit dieser ers-
ten Corona-Nothilfe waren wir nicht nur 
schneller als der Bund und viele andere 
Länder. Wir ergänzen die Hilfen des Bun-
des auch sinnvoll. Beispielsweise können 
in Baden-Württemberg Soloselbständige 
und kleine Unternehmen bereits seit 
dem Start der Überbrückungshilfen 
einen fiktiven Unternehmerlohn in Höhe 
von bis zu 1.180 Euro pro Monat geltend 
machen.
Im Herbst haben wir nun mit einem 
Nachtrag daran angeknüpft. Mit dem 
Investitionspaket „Zukunftsland BW – 
Stärker aus der Krise“ machen wir den 
nächsten Schritt der Krisenbekämpfung 
und der Zukunftssicherung. Mit insgesamt 
1,2 Milliarden Euro wollen wir mithelfen, 
dass die Wirtschaft im Land gestärkt aus 
der Corona-Krise hervorgeht.

Innovations- und Investitionskraft im 
Mittelstand stärken mit BW Invest
Ein Kernstück unseres Zukunftspakets 
ist „BW Invest“ - das mit 300 Millionen 
Euro größte branchenoffene Förder-
programm für Innovationen und In-
vestitionen in der Geschichte des Lan-
des. Damit wollen wir gerade unseren 
vielen innovativen Unternehmen im 
Mittelstand eine wirksame Hilfestellung 
geben, wenn sie in die Zukunft in-
vestieren wollen. 
Mit der Innovationsförderung wer-
den Unternehmen dabei unterstützt, 
ihre Forschungsaktivitäten zu erhöhen 
und Innovationen zu entwickeln, ins-
besondere im Bereich von Zukunfts-
technologien wie künstlicher In-
telligenz, Quantentechnologien, 
Gesundheitstechnologien, CO2-neu-
trale Kraftstoffe oder Energiespeicher. 
Mit der Investitionsförderung werden 
Vorhaben zur Errichtung einer neuen 
oder zum Aus- oder Umbau einer be-
stehenden Betriebsstätte gefördert. 
Ziel ist es, die Unternehmen produk-

tiver und wettbewerbsfähiger zu ma-
chen, effizientere Produkte, Prozesse 
und Dienstleistungen auf den Markt zu 
bringen und gleichzeitig einen Beitrag 
zu Klima, Nachhaltigkeit und CO2-Redu-
zierung zu leisten.
BW Invest soll grundsätzlich allen 
Unternehmen offenstehen - unabhängig 
von der Zahl der Mitarbeiter. Damit soll 
die gesamte Breite der baden-württem-
bergischen Wirtschaft erreicht werden. 
Die Förderung soll mindestens 20.000 
Euro und bis zu 5 Mio. Euro pro Vor-
haben betragen und damit auch größere 
Innovationsvorhaben unterstützen.
Wir müssen jetzt alle Kräfte mobilisieren, 
um unser Baden-Württemberg stark zu 
halten. Mit dem Investitionsprogramm 
„Zukunftsland BW – Stärker aus der 
Krise“ setzen wir jetzt in der Krise die 
richtigen Impulse, damit unser Land stark 
bleibt und damit der Wandel gelingt.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL,

post@cdu.landtag-bw.de,

www.cdufraktion-bw.de  
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL, Vorsitzender CDU-Landtagsfraktion
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Normenkontrollrat Baden-Württemberg  
veröffentlicht seinen zweiten Tätigkeitsbericht 

Vorsitzende des Normenkontrollrats Dr. Gisela Meister-
Scheufelen: „Erste Umsetzungserfolge sind erkennbar.“ 

Der Normenkontrollrat Baden-Württemberg hat seinen 
Jahresbericht 2019 vorgelegt. „Zwei Jahre nach dem Start 
des Normenkontrollrats Baden-Württemberg sehen wir erste 
Früchte des Bürokratieabbaus reifen“, sagt die Vorsitzende 
des Normenkontrollrats Dr. Gisela Meister-Scheufelen. So 
konnten die Wirtschaft und Bürgerinnen und Bürger 2019 
durch Änderungen im Landesrecht im Saldo um rund 100 
Mio. Euro entlastet werden. Die hohen Einsparungen sind 
vor allem auf eine Änderung der Landesbauordnung zurück-
zuführen. „Die Transparenz der Folgekosten hat offengelegt, 
welche Vorschriften besonders hohe unnötige Baukosten ent-
hielten“, führt die Vorsitzende aus. Die Berechnungsmethode 
bei Verwaltungskosten muss noch – so der Normenkontrollrat 
- nachgebessert werden. Der Rat hat ein Konzept entworfen, 
wie dies länderspezifisch gelöst werden kann. 

Wichtige Impulse beim Bürokratieabbau hat der Normen-
kontrollrat bei der Digitalisierung des Baugenehmigungs-
verfahrens und Entlastung des Ehrenamts gesetzt. Baden-
Württemberg ist das erste Land, das eine Rechtsgrundlage 
für ein digitales Bauantragsverfahren geschaffen hat. 
Baurechtsbehörden müssen ab 1.1.2022 Bauanträge und 
Bauunterlagen online entgegennehmen. „Diese zentrale 
Erleichterung im Baugenehmigungsverfahren setzt eine 

Empfehlung des Normenkontrollrats um“, konstatiert die 
Vorsitzende. „Ein erster Anfang ist gemacht. Nun muss die 
Landesregierung weitere mutige Schritte gehen, damit das 
gesamte Bauverfahren bis zur Baugenehmigung online ab-
gewickelt werden kann“, so die Vorsitzende. Die Digitali-
sierung von Verwaltungsleistungen sei ein Kernthema des 
Bürokratieabbaus. Dazu haben auch intensive Gespräche 
mit den beiden MIT-Bezirksvorsitzenden Ruth Baumann 
(MIT Südbaden) und Rolf Buttkus (MIT Nordbaden) statt-
gefunden, die mit ihren konkreten Vorschlägen zu Aus-
schreibungen und Bauabwicklungen im Antrags- und Ge-
nehmigungsverfahren beitragen.

Normenkontrollrat Baden-Württemberg:
Die Landesregierung hat im September 2017 ein um-
fassendes Regierungsprogramm zum Bürokratieabbau 
verabschiedet. Dazu wurde ein unabhängiges Experten-
gremium, der Normenkontrollrat Baden-Württemberg, ein-
gerichtet. Er berät und unterstützt die Landesregierung bei 
der Bürokratievermeidung, beim Bürokratieabbau und bei 
Fragen einer guten Rechtsetzung. Ihm gehören Dr. Gisela 
Meister-Scheufelen (Vorsitzende), Bernhard Bauer (stell-
vertretener Vorsitzender), Dr. h.c. Rudolf Böhmler, Prof. Dr. 
Gisela Färber, Claus Munkwitz und Bürgermeisterin Gerda 
Stuchlik an.

Dold Holzwerke GmbH

Buchenbach
Talstraße 9 · 79256 Buchenbach · Tel. 0 76 61 / 39 64-0 · www.dold-holzwerke.com

Innovation in Holz.
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Wäldern.
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Hobelware
Pellets / Bioenergie
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Zur Entlastung von Vereinen und Ehrenamtlichen hat der 
Normenkontrollrat 50 konkrete Vorschläge auf den Tisch ge-
legt und damit bundesweite Aufmerksamkeit erzielt. Erstmals 
wurde der Alltag von Ehrenamtlichen mit der Lupe auf Büro-
kratie untersucht. „Auf das Ergebnis sind wir stolz“, sagte die 
Vorsitzende des Normenkontrollrats angesichts der Wirkung, 
dass zahlreiche Empfehlungen unmittelbar in die Bund-Länder-
Verhandlungen zum Bürokratieabbau aufgenommen worden 
sind. „Ich bin zuversichtlich, dass unsere Forderungen zur Ent-
lastung von Ehrenamtlichen wie zum Beispiel die Zulassung von 
digitalen Führungszeugnissen für Sportvereine oder Pauschalen 
im Steuerrecht Gehör finden und umgesetzt werden.“ Weitere 
Empfehlungen hat der Normenkontrollrat zur Entlastung bei 
Genossenschaftsgründungen herausgegeben. Insgesamt hat 
der Normenkontrollrat innerhalb von zwei Jahren über 100 kon-
krete Vorschläge zum Bürokratieabbau ausgearbeitet. 

Zur Verbesserung der Verständlichkeit der Behördensprache 
hat der Normenkontrollrat eine Handreichung erstellen las-
sen und sie als Seminargrundlage für eine Qualifizierungs-
reihe für Mitarbeitende in der Landesverwaltung eingesetzt. 
Einfache Mittel wie die Visualisierung durch Grafiken und 
Bilder können Rechts- und Behördentexte bürgerfreundlich 
gestalten. 

„Es hat sich gezeigt: Ein unabhängiges Expertengremium kann 
systematisch und hartnäckig unnötige Belastungen aufspüren 
und damit den Bürokratieabbau voranbringen“, resümiert die 
Vorsitzende des Normenkontrollrats. „Wir empfehlen, dass 

weitere Länder die Folgekosten neuer Regelungen berechnen, 
Landes-Normenkontrollräte einrichten und dabei die positiven 
Erfahrungen aus Baden-Württemberg aufgreifen.“

Dr. Gisela Meister-Scheufelen,

geschaeftsstelle@nkr.bwl.de,

www.normenkontrollrat-bw.de  

Der Vorstand des Normenkontrollrats: (v. l. n. r.) Bernhard Bauer, Gerda Stuchlik, Prof. Dr. Gisela Färber, Dr. Gisela Meister-Scheufelen, Dr. h. c. Rudolf Böhmler 
und Claus Munkwitz.

Landespolitik
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Ein Telegramm verändert  
die Welt

Die Reichseinigung von 1871 war ein 
Glücksfall der deutschen Geschich-
te. Bei allen Unzulänglichkeiten der 
Reichsverfassung und der politischen 
Umstände bot sie zum ersten Mal 
in der deutschen Geschichte eine 
staatliche Einheit für die meisten 
Deutschen.

Der Herr hatte es eilig. Seine Regierung 
in Paris hatte ihn mit eindeutigen Direk-
tiven ausgestattet. Dem französischen 
Botschafter sollte der preußische König 
Wilhelm I. versprechen, dass nie wieder 
ein Hohenzollern-Prinz für den spani-
schen Thron kandidiert.

Doch traf der Botschafter, Graf Bene-
detti, den König am 13. Juli 1870 früh 
morgens nicht in seinem Hotel an. Man 
sagte ihm, dass der König wohl schon zu 
seinem morgendlichen Spaziergang in 
Richtung Kurpromenade aufgebrochen 
sei. Dort fing der Botschafter den König 
dann auch ab.  
Was war passiert?
Auf die spanische Königin Isabella II. soll-
te der Hohenzollern-Prinz Leopold aus 
dem Hause Hohenzollern-Sigmaringen 
folgen. Er war katholisch, entstammte 
der schwäbischen Seitenlinie der Hohen-
zollern. Außerdem war er mit einer por-
tugiesischen Prinzessin verheiratet. Dem 
Werben der Spanier lag auch die poli-
tisch-dynastische Überlegung zugrunde, 
dass durch die Thronbesteigung der alte 
iberische Traum eines großen iberischen 
Gesamtreiches erfüllt werden könnte.
Doch fühlte sich Frankreich durch diese Kan-

didatur brüskiert und verlangte den Thron-
verzicht des Sigmaringers, die auch erfolgte.

Zu einer erneuten Eskalation kam es, 
weil der französischen Regierung dieser 
Thronverzicht nicht weit genug ging.
Der preußische König ließ über die Be-
gegnung auf der Kurpromenade ein Tele-
gramm nach Berlin zum preußischen 
Ministerpräsidenten, Graf Bismarck, sen-
den, das dieser sehr geschickt redigierte 
und an die Presse weiterleitete. Dieses 
Telegramm ging als „Emser Depesche“ in 
die Geschichte ein und wurde am 14. Juli 
1870 von vielen Tageszeitungen in Nord-
deutschland abgedruckt.

Bismarck hatte den Termin der Ver-
öffentlichung geschickt gewählt. Der 14. 
Juli ist der französische Nationalfeiertag. 
Er konnte davon ausgehen, dass der fran-
zösische Nationalstolz nicht einfach zur 
„Tagesordnung“ überging und Frankreich 
Preußen den Krieg erklären würde, was 
auch prompt geschah.

In diesem Krieg solidarisierten sich alle 
süddeutschen Staaten mit Preußen und 
stellten Truppen. Noch nie vorher – außer 
in den Befreiungskriegen gegen Napoleon 
1815 – stellte sich eine ganze Nation ge-
schlossen gegen einen gemeinsamen Feind. 

Die meisten Menschen hatten das Gefühl, 
dass Frankreich sich ungebührlich in rein 
deutsche Angelegenheiten einmischte. 
Die entscheidende Schlacht dieses Krie-
ges fand in Sedan am 1. und 2. Septem-
ber 1870 statt und endete mit einer voll-

ständigen Niederlage der Franzosen. Der 
Krieg dauerte noch lange, offiziell wurde 
er erst durch den Frankfurter Frieden 
vom Mai 1871 beendet.

Der Prozess der Einigung Deutschlands 
zog sich über ein halbes Jahrhundert 
hin. Mit den Befreiungskriegen gegen 
Napoleon 1813/15 begann ein sich ver-
stetigender Wunsch der meisten Deut-
schen, endlich in einem einigen Vater-
land zu leben. 

Bismarck hat die sich bietende Chancen 
1870 zielstrebig genutzt. Geschickt war 
es ihm gelungen, Russland von einem 
Eingreifen in dem Konflikt abzuhalten. 
Die Novemberverträge von 1870, die 
zwischen dem Norddeutschen Bund und 
den süddeutschen Staaten geschlossen 
wurden, besiegelten den  Beitritt dieser 
souveränen Staaten zum seit 1867 be-
stehenden Norddeutschen Bund. Dieser 
Beitritt wird durch eine erste Reichsver-
fassung vom 16. April 1871 ersetzt.  

Dr. Georg Bitter, 

drbittergeorg@gmail.com  

Dr. Georg Bitter, Geschäftsführer, Vorstandsmit-
glied und Schriftführer MIT Biberach, Vorstands-
mitglied MIT Württemberg-Hohenzollern
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Stiftung Familienunternehmen

Repräsentative Umfrage: Niedrigere 
Produktivität im Homeoffice bei 27 % der 
Unternehmen. 6 % sehen eine Steigerung. 

Die Arbeitnehmerproduktivität im Ho-
meoffice ist entgegen einer weit ver-
breiteten Annahme nicht gestiegen. 
27 % der Unternehmen verzeichneten 
eine geringere Arbeitnehmerproduktivi-
tät durch das Homeoffice. Nur 5,7 % 
bemerkten eine Steigerung. 30,4 % 
der Unternehmen sehen eine gleich-
bleibende Produktivität. Das zeigt eine 
repräsentative Unternehmensbefragung 
der Stiftung Familienunternehmen. 
„Familienunternehmen übernehmen 
Verantwortung, damit wir die aktuel-
le Situation bewältigen können. Mehr 
als jedes zweite Familienunternehmen 
hat nach der Pandemie Angebote für 
Homeoffice ausgeweitet“, sagt Ste-
fan Heidbreder, Geschäftsführer der 
Stiftung Familienunternehmen. „Die 
Erklärung für die geringere Produktivi-
tät mag auch darin liegen, dass Unter-
nehmen ein sozialer Ort sind. Hier 
tauschen sich Menschen aus, lernen 
voneinander und helfen sich gegen-
seitig. Der persönliche Kontakt der 
Mitarbeiter untereinander schafft eine 
Dynamik und Innovationskraft, die 
auch Videokonferenzen nicht ersetzen 
können.“ 

Die Umfrage der Stiftung Familienunter-
nehmen ist repräsentativ. Das ifo-Institut hat 
im Auftrag der Stiftung 1.097 Unternehmen 
aller Größenklassen und Branchen befragt. 
Die Befragung wurde im Oktober 2020 vor-
genommen, also nachdem die Unternehmen 
schon über Monate hinweg Erfahrung mit 
der pandemiebedingten Ausweitung von 
Homeoffice gesammelt hatten. 
Vor allem kleine Unternehmen sehen das 
Homeoffice skeptisch. Nur 2,9 % der Unter-

nehmen mit bis zu neun Mitarbeitern be-
richten von einer steigenden Produktivität. 
Bei den Unternehmen mit mehr als 250 
Mitarbeitern sind es 8 %. Bei Unternehmen 
aller Größenklassen überwiegt deutlich die 
Zahl der Unternehmen, die eine gesunkene 
Produktivität verzeichneten.

Andre Tauber, 

tauber@familienunternehmen.de, 

www.familienunternehmen.de  

© Stiftung Familienunternehmen

0 % 10 % 20 % 30 % 40 %

Gestiegen 5,7 %

Gleich geblieben 30,4 %

Gesunken 27,0 %

Für uns nicht relevant 31,6 %

Weiß nicht 5,3 %

Keine Produktivitätssteigerung im Home Office 

Frage: Wie hat sich die Produktivität bezogen auf die Büroarbeitsplätze in Ihrem Unternehmen beim Einsatz 
von Homeoffice verändert?

 Copyright „Stiftung Familienunternehmen“

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Wir bringen 
Farbe und Papier 
zusammmen.
Egal ob Groß- oder Kleinauflage: im Offsetdruck geben wir immer Vollgas! 
Mit Leidenschaft, einem sehr hohen Anspruch und dem Auge für Perfektion 
erzeugen wir Druckergebnisse, die Eindruck machen.
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MIT-telstand ist innovativ

Verleihung des VR-InnovationsPreis  
Mittelstand 2020

„Wir machen den Weg frei“, dieser Slo-
gan der Volksbanken und Raiffeisen-
banken hat immer noch Gültigkeit. Seit 
nunmehr 20 Jahren wird der VR-Innova-
tionsPreis Mittelstand in drei Kategorien 
verliehen. Es ist mir eine Ehre und zeigt 
von gelebter Wertschätzung, dass ich, 
in Vertretung der Unternehmerfrauen 
im Handwerk Baden-Württemberg e.V., 
ebenfalls dieser Jury seit geraumer Zeit 
angehöre.
Leider musste die Gestaltung der dies-
jährigen Preisverleihung im deutlich 
kleineren Rahmen der aktuellen Pan-
demie Rechnung tragen, was aber die 
Qualität der Preisträger in keiner Weise 
schmälert.
Der Hauptpreis ging an die Firma 8tree 
aus Konstanz, die mit ihrer Innovation 
„dentCHECK“ einen mobilen Scanner er-
funden hat, der kleinste Dellen und Be-
schädigungen an der Außenhaut von 
Flugzeugen lokalisiert und kategorisiert. 
Weitere Einsatzmöglichkeiten, beispiels-
weise im KFZ-Bereich, liegen auf der Hand. 
Mit einer innovativen Fluchttür für Hoch-
geschwindigkeitstunnel der Deutschen 

Bahn, die den hohen Anforderungen 
standhält und zugleich zweiflüglig 
ist, ging der Preis des Handwerks an  
Hodapp GmbH & Co. KG aus Achern. Das 
Familienunternehmen zeigt in eindrück-
licher Weise, welche Wirtschaftskraft 
über Generationen hinweg das Hand-
werk entwickelt. Beeindruckend und 
zugleich motivierend zeigte auch Peter 
Hodapp, wie Erfolg und Augenmaß der 
dritten Generation die Übergabe auf 
die vierte ebnet. Gesundes Wachstum, 
gelebte Verantwortung, Denken in Ge-
nerationen sind nachhaltiger und wert-
beständiger als manche „Börsenblase“.
In der Verantwortung für künftige Gene-
rationen sieht sich auch der Träger des 
Förderpreises, die Firma 4e solutions 
GmbH aus Filderstadt, mit ihrer Marke 
„ajaa!“. Ziel war es, der Vielzahl von 
Haushaltswaren aus Plastik eine umwelt-
verträgliche Alternative entgegenzu-
stellen. Die Produkte aus Zuckerrohr 
sind spülmaschinenfest, gefriersicher, 
geruchsdicht, biologisch abbaubar und 
recycelbar. Eine interessante Option in 
Zeiten der To-go-Gastronomie.

Die zahlreichen Bewerbungen von 
Mittelständlern zeigten der Jury, dass 
regionaler Tüftlergeist den Keim zu glo-
balen Produkten in sich tragen kann. 
Künftige Hidden Champions „werkeln“ 
vielleicht schon im Betrieb neben-
an. Diese zu finden und zu fördern, ist 
das Ansinnen des VR-InnovationsPreis 
Mittelstand des BWGV (Baden-Würt-
tembergischer Genossenschaftsverband 
e.V.). Das Bewerbungsverfahren für 2021 
startete im Juli 2020 und ist am 31. Ok-
tober abgelaufen. Die Bewerbungsfristen 
für 2022 werden noch bekannt gegeben. 
Fest steht, die Fortsetzung folgt. Seien 
Sie auch für den kommenden Wett-
bewerb mutig und bewerben Sie sich. 
Die Innovationskraft des Mittelstandes 
verdient Öffentlichkeit und Aufmerksam-
keit. Wie die Jahre zuvor ermutigen die 
aktuellen Preisträger aus dem Land der 
Tüftler und Denker, es ihnen gleich zu tun. 

Ruth Baumann  

(Jurymitglied und Bezirksvorsitzende  

MIT Südbaden),

r.baumann@baumann-co.de  

Dr. Roman Glaser (ganz links) mit den Preisträgern und Ansprechpartnern der entsprechenden Hausbank sowie Staatssekretärin Katrin Schütz

Wirtschaft
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MITtelstand – ausgezeichnet 
und immer in Bewegung

Spedition 
Dischinger 
GmbH & Co. 
erhält 
Auszeichung

Stillstand kennt der Fuhrpark von Rolf 
Dischinger ebenso wenig, wie er selbst. 
Seine Heimat liegt in Südbaden, aber 
sein Beruf hat ihn nach Sachsen geführt. 

Auf einer Betriebsfläche von 8.600 
Quadratmetern ist für Frachtgut aus-
reichend Platz. So kann Rolf Dischin-
ger die 28.000 Stückgutsendungen, die 
jährlich gemeistert werden müssen, 
gut umsetzen. Vom Feuerzeug bis zum 
Überseecontainer ist alles dabei. Die 
Frachtgutpreise sind, so Dischinger, 
auf die Kunden zugeschnitten. Klas-
se statt Masse, auch wenn es für die 
Buchhaltung mit normierten Preisen 
einfacher wäre. Die Verwaltung ist opti-
miert, nicht standardisiert, da der Fokus 
auf der Kundenzufriedenheit liegt.

Es kann daher niemanden wundern, 
dass der Betrieb von Rolf Dischinger 

in Waldheim als fünftbeste Stückgutspe-
dition von insgesamt getesteten 167 
Speditionsbetrieben deutschlandweit 
ausgezeichnet wurde. Die beständig 
sehr gute Qualität mit einer Gesamt-
leistung von 98,77 % im Sammelgutein- 
und -ausgang im Jahr 2019 sprechen 
eine deutliche Sprache.

Wir gratulieren unserem Ehrenmitglied 
im Landesvorstand, Rolf Dischinger, 
herzlich zu diesem Erfolg und freu-
en uns, wenn Mittelständler so aus-
gezeichnet länderübergreifend in Be-
wegung sind. 

Ruth Baumann, 

r.baumann@baumann-co.de  

(V. l. n. r.) Marion Chudoba (Qualitätsmanagement CTL Cargo Trans Logistik AG), Paul Walter (Vorstand 
CTL Cargo Trans Logistik AG) und Rolf Dischinger (Geschäftsführer Hermann Dischinger Spedition und 
Lagerung GmbH & Co) 

Wirtschaft
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Ausstieg aus teuren und 
renditeschwachen Unter-
stützungskassen

Die rückgedeckte Unterstützungskasse 
ist ein beliebtes Produkt von Versiche-
rungs- und Finanzvermittlern für den Auf-
bau einer betrieblichen Altersversorgung 
des Gesellschafter-Geschäftsführers. 
Da hier keine Begrenzung der steuer-
lich zulässigen Beiträge besteht, können 
insbesondere Besserverdiener hierüber 
eine hohe Versorgung aufbauen.

Aber wie attraktiv ist die Rendite der 
hinterlegten Versicherungstarife im 
heutigen Niedrigzinsumfeld für den Ge-
sellschafter-Geschäftsführer wirklich?
Ein genauer Blick zeigt, dass oft klassi-
sche Rentenversicherungen mit Kapital-
wahlrecht als Rückdeckung ausgewählt 
wurden. Je nach Zeitpunkt des Vertrags-
abschlusses haben diese Verträge einen 
Garantiezins vor Kosten von nur 0,9 %. 
Im aktuellen Marktumfeld haben die Ver-

sicherer Probleme, die Garantiezinsen 
noch zu erreichen. Berücksichtigt man 
nun noch die Kosten des Versicherungs-
mantels, sind netto kaum noch positive 
Renditen zu erzielen. Was nach Inflation 
ein Verlustgeschäft darstellt. Sollte die 
gewählte Versicherung insgesamt in 
Schwierigkeiten geraten, ist sogar die 
Altersvorsorge in Gefahr. 

Renditepotenziale der rückgedeckten 
Unterstützungskasse heben
Hier lohnt es sich, über Alternativen nach-
zudenken: Seit dem 18.02.2020 ist es wie-
der möglich, die Unterstützungskasse zu 
wechseln. Durch einen Wechsel von der 
versicherungsgebundenen zu einer freien 
Unterstützungskasse wird die Möglich-
keit geschaffen, das Kapital aus der Rück-
deckungsversicherung zu entnehmen und 
am Kapitalmarkt frei zu investieren. 

Erfolgt beispielsweise eine Anlage in ein 
modernes ETF-Portfolio mit wachstums-
orientierter Ausrichtung, sind Renditen 
von 3 - 6 % jährlich erzielbar. Bei einer 
Restlaufzeit von 10 Jahren sind dadurch 
bis zu 50 % höhere Ablaufleistungen, bei 
20 Jahren Restlaufzeit sogar 100 % Stei-
gerung möglich.

Vorteile durch Flexibilität
Pluspunkt Ablaufmanagement: Wäh-
rend in klassisch rückgedeckten Unter-
stützungskassen nur die Optionen lebens-
lange Rente oder Einmalkapital bestehen, 
lassen sich in freien Unterstützungs-
kassen auch ratierliche Auszahlungen 
gestalten. Eine Auszahlung über 10 Jahre 
beispielsweise senkt die Steuerlast des 
Leistungsempfängers im Vergleich zum 
Einmalkapital um bis zu 50 %. Die Zahlung 
einer vergleichsweise geringen lebens-
langen Rente wird dadurch vermieden, 
ohne unnötig hohe Steuerzahlungen zu 
verursachen.
Hinzu kommen betriebswirtschaftliche 
Vorteile: Bei entsprechender Gestaltung 
können die neu veranlagten Vermögens-
werte auch zur Deckung kurzfristiger 
Liquiditätsengpässe in der Gesellschaft 
verwendet werden. In der bisherigen 
rückgedeckten Gestaltung wäre dies un-
möglich. Insbesondere in den aktuell an-
gespannten Zeiten kommt es auf diese 
Flexibilität jedoch an.

Lothar Eller,

info@ellerconsulting.de,

www.ellerconsulting.de  

Lothar Eller, Geschäftsführer der Eller Consulting 
GmbH

Wirtschaft
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Advertorial

Der Dienstleistungsverbund 
für Küchenspezialisten

Wie David gegen Goliath, so könnte man 
umschreiben, was Ernst-Martin Schaible 
vor über 40 Jahren mit der Gründung sei-
nes Unternehmens DER  KREIS geleistet 
hat. Mit seiner Idee, familiengeführte 
Küchenstudios in einer Einkaufsgemein-
schaft zusammenzuschließen, ver-
besserte Ernst-Martin Schaible die 
Marktposition der Küchenfach-
geschäfte im Wettbewerb mit den 
großen Möbelhäusern. Um bessere 
Einkaufskonditionen für die Küchen-
spezialisten zu erzielen und deren 
Marktposition zu stärken, gründe-
te er 1979 die Einkaufsgesellschaft 
DER  KREIS mit Sitz in Leonberg. Der 
in Europa führende Verbund von 
Küchenspezialisten erfüllt höchste 
Qualitätsansprüche und lässt Traum-
küchen wahr werden.

Heute gehören der international täti-
gen Unternehmensgruppe DER KREIS 
auch Einkaufsverbände für Schreine-
reien, Tischlereien, Innenausbau und 
Fensterbau (TopaTeam/Creative Part-
ner), Fachbetriebe aus den Bereichen 
Bad und Sanitär (Mein BAD) sowie das 
österreichische Küchen-Franchise-
unternehmen olina an. DER  KREIS hat 
acht Ländergesellschaften, europa-

weit sind dem Verbund über 3.300 
Fachhandelsgeschäfte angeschlossen. 
Die Mitglieder profitieren von einem 
umfangreichen Portfolio an Dienst-
leistungen wie optimale Konditionen, 
Marketing- und Werbemaßnahmen, 
Unternehmensberatung und spezielle 
Unterstützung bei Existenzgründung 
und Nachfolgeregelung. Gemäß der 
Maxime „Freiheit durch Verbund“ 
entscheidet der Unternehmer immer 
selbst, in welchem Umfang er die 
DER  KREIS Serviceangebote in An-
spruch nehmen möchte. 

Verbraucher erkennen die Küchen-
spezialisten von DER KREIS, der Marke 
in Deutschland mit den zertifizierten 
Experten rund um Küche, am Freund-
schaftssymbol, dem roten Handschuh.  

Wer sich von Fachgeschäften mit die-
sem Qualitätsmerkmal beraten lässt, 
kann sich darauf verlassen, dass der 
Küchenspezialist das Traumprojekt 
seines Kunden als persönliches Ver-
sprechen versteht und darauf sein 
„Herz drauf“ gibt. Dazu gehört die 
Rund-um-Betreuung vom ersten Be-
ratungsgespräch über die individuelle 
Planung bis hin zur Endmontage. Mo-
dernisierungen, Reparaturen sowie 
die Lieferung von Ersatzteilen und 
fachmännische Nachsorge gehören 
ebenso zum Service. Über allem ste-
hen die Qualität und die Zufrieden-
heit der Kunden. 

Bei den Küchenspezialisten von 
DER  KREIS findet der Kunde ein brei-
tes Portfolio namhafter deutscher 
Küchenmöbel- und Gerätehersteller 
wie Leicht, Siematic, Nobilia, Miele, 
Bosch, Gaggenau sowie die hoch-
wertigen DER KREIS Eigenmarken 
ai und Cabeo. Auf dem DER-KREIS- 
Online-Portal 
w w w . k u e c h e n s p e z i a l i s t e n . d e  
finden Verbraucher einen Küchen-
experten in ihrer Nähe. Mehr Infos zur 
Unternehmensgruppe unter 
www.derkreis.de. 

Ernst-Martin Schaible mit dem Freundschaftssymbol 
von DER KREIS, dem roten Handschuh.

Advertorial
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Anti-Abmahngesetz 
beschlossen –  
was ändert sich?

Der Deutsche Bundestag hat am 10. September 2020 das Anti-
Abmahngesetz unter dem Titel „Gesetz zur Stärkung des fairen 
Wettbewerbs“ beschlossen. 

Ziel dieses Gesetzentwurfs ist die Eindämmung des Abmahn-
missbrauchs. Entscheidend ist dies insbesondere für Selb-
ständige sowie kleinere und mittlere Unternehmen, die vor 
den Folgen missbräuchlicher Abmahnungen geschützt wer-
den sollen.

Aber Achtung, dies bedeutet nicht, dass Abmahnungen ge-
nerell ausgeschlossen sind, mit dem Gesetz soll lediglich der 
wirtschaftliche Anreiz für Abmahnungen verringert werden. 
Sowohl bei der Geltendmachung als auch bei der Abwehr wett-
bewerbsrechtlicher Ansprüche ist künftig besondere Sorgfalt 
geboten, denn was für den einen Marktteilnehmer das Ab-
mahnrisiko begrenzt, kann für den anderen einen Stolperstein 
darstellen. 

Erhöhte Anforderungen an Klagebefugnis
Der Gesetzentwurf regelt, dass Mitbewerber Unterlassungs-
ansprüche in Zukunft nur noch geltend machen können, wenn 
sie tatsächlich geschäftlich tätig sind und nicht nur in un-
erheblichem Maße bzw. nur gelegentlich Waren oder Dienst-
leistungen vertreiben oder nachfragen. 

Außerdem sind nur Wirtschaftsverbände anspruchsberechtigt, 
die sich – nach Erfüllung bestimmter Anforderungen – auf einer 
Liste qualifizierter Wirtschaftsverbände eintragen lassen. Ihnen 
muss zukünftig eine erhebliche Zahl von Unternehmern an-
gehören, die Waren oder Dienstleistungen gleicher oder ver-
wandter Art auf demselben Markt vertreiben. Zudem müssen 
Zuwiderhandlungen die Interessen ihrer Mitglieder berühren.

Verringerung finanzieller Anreize für Abmahnungen
Neue Einschränkungen finden sich nunmehr auch in den Rege-
lungen zur Vertragsstrafe:

• Die Vereinbarung einer Vertragsstrafe mit einem Mitbewerber 
ist bei einer erstmaligen Abmahnung von Mitbewerbern aus-
geschlossen, wenn der Abgemahnte in der Regel weniger als 
hundert Mitarbeiter beschäftigt. 

• In diesem Fall dürfen auch Vertragsstrafen eine Höhe von 
1.000 Euro nicht überschreiten, wenn die Zuwiderhandlung 
angesichts ihrer Art, ihres Ausmaßes und ihrer Folgen die 
Interessen von Verbrauchern, Mitbewerbern und sonstigen 
Marktteilnehmern in nur unerheblichem Maße beeinträchtigt.

Das Gesetz sieht zudem vor, dass der Streitwert bei einem ge-
richtlichen Verfahren nach Abmahnung auf einen Auffangwert 
von im Regelfall nur 1.000 Euro verringert wird. 

Der Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen für eine Ab-
mahnung durch Mitbewerber entfällt, wenn es sich um Ver-

RA Dr. Jens Eckhardt, Fachanwalt für Informationstechnologierecht,  
Datenschutz-Auditor (TÜV), Compliance Officer (TÜV) sowie Partner

Gesetzesnews

WALDSHUT-TIENGEN   I   STEISSLINGEN   I   RHEINFELDEN   I   UMKIRCH   I   ACHERN   I   KARLSRUHE   I   MANNHEIM

BAUT 
FÜR DIE WIRTSCHAFT

schleith.de

FÜR DIE REGION.
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stöße gegen gesetzliche Informations- und Kennzeichnungs-
pflichten handelt, die im elektronischen Geschäftsverkehr oder 
in Telemedien begangen werden. 

Auch bei sonstigen Verstößen gegen die DS-GVO oder das 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) entfällt die Kostenerstattung 
bei Unternehmen und gewerblich tätigen Vereinen mit weniger 
als 250 Mitarbeitern.

Unzulässigkeit missbräuchlicher Abmahnungen
Im Falle einer missbräuchlichen Geltendmachung steht dem 
Abgemahnten zudem nach der neuen Gesetzeslage im UWG 
ein Gegenanspruch zu. Er kann Ersatz der für seine Rechtsver-
teidigung erforderlichen Aufwendungen verlangen. 
Auch wenn die Abmahnung unberechtigt ist oder nicht den 
formalen Anforderungen genügt, steht dem Abgemahnten ein 
Gegenanspruch zu. Abgemahnte haben im Regelfall dann einen 
Anspruch auf Ersatz der ihnen entstandenen Kosten gegen den 
Abmahnenden.

Fazit
Mit diesem Gesetzentwurf zeichnen sich einige Änderun-
gen in der wettbewerbsrechtlichen Abmahnpraxis ab. Ins-
besondere durch die Erleichterung von Gegenansprüchen bei 
unberechtigten und missbräuchlichen Abmahnungen dürfte der 
finanzielle Anreiz für Abmahnende reduziert werden. 

Dr. Jens Eckhardt,

dmp@derra-ul.de,

www.derra.eu  

Gesetzesnews

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

LIEFERUMFANG 

✓ Automatischer Dispenser  
✓ Inkl. Design - Standfuß 
✓ Inkl. 4 x 1,5 V C Batterien 
✓ Inkl. Abtropfschale 

GL GmbH Nürtinger Str. 23-25 D-72636 Frickenhausen 
Phone: +49 (0)7022 / 94322-44 |  info@gl-gmbh.de 

 

TECHNISCHE DATEN 

• Höhe: 1,32 m 
• Breite: 0,38 m 
• Tiefe: 0,42 m 
• Gewicht: 16 kg 
• Füllmenge: ca. 1000 ml 

DESINFEKTIONS TOWER 

Art.Nr.: 500.100.000 

249 € zzgl. MwSt. w
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e
 

DESINFEKTIONS TOWER 

• Berührungslose Handhabung 

• Optimale Dosierung dank Sprühnebel 

• Maximale Hygiene  

• Einfaches Befüllen mit jedem verfügbaren 
Desinfektionsmittel 
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TEAMDas ganze wünscht

ein frohes Fest

Ihre Landesgeschäftsstelle der  
Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg

Wir bedanken uns in diesem für uns alle sehr besonderen Jahr 2020  
für die gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit  

und die uns entgegengebrachte Treue. 

Wir wünschen Ihnen besinnliche Feiertage und  
ein erfolgreiches neues Jahr 2021.

ein frohes Fest

Weihnachtsgruß der Landesgeschäftsstelle
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Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

Angora Moden GmbH 

 www.angora-moden.de

Textilwerke Todtnau Bernauer GmbH 

und Co. KG

 www.bernauer-group.com

Lothar Bix GmbH 

www.bix-lackierungen.de

Buck Transport GmbH 

www.buck-transporte.de

Burger Karl Maschinenbau GmbH + Co. 

Dold Holzwerke GmbH 

 www.dold-holzwerke.com

Spedition Marcus Eitel GmbH 

 www.spedition-eitel.de

ELGO Electronic GmbH&Co.KG 

 www.elgo.de

ETT Tank Transporte GmbH 

 www.ett-mannheim.de

Martin Fink KG 

 www.fink-plexiglas.de

F. E. R. fischer Edelstahlrohre GmbH 

 www.fischer-group.com

FREYLER GmbH & Co. KG 

 www.freyler.de

GL GmbH Metall- und Werkstattechnik 

 www.gl-gmbh.de

Grünemay & Abt KG  

 www.gruenemay-abt.de

Karl Hipp GmbH 

 www.karl-hipp.de

MTR – Mannheimer Tankwagenreinigung 

Dietrich Ehrhardt GmbH 

 www.mtr-mannheim.de

Gottlieb NESTLE GmbH 

 www.g-nestle.de

PIT Production in Time Zerspantechnik 

u. Handels GmbH 

 www.productionsintime.com

PMK Kunststoffverarbeitung GmbH 

 www.pmk-maier.de

RCDRUCK GmbH & Co. KG

 www.rcdruck.de

Schleith GmbH 

 www.schleith.de

SchwörerHaus KG 

 www.schwoererhaus.de

Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei 

 www.sixt-gmbh.de

Stingel Consulting GmbH 

 www.stingel-consulting.de

Artur Uhl Kies- und Schotterwerk GmbH 

& Co. KG 

 www.artur-uhl.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG 

 www.uhl-beton.de

Valet u. Ott GmbH & Co. KG  

Kies- und Sandwerke 

 www.valetott.de

vapic GmbH 

 www.vapic.de

VÖLKLE Bürostühle GmbH 

 www.rovo.de

Weber Haus GmbH & Co. KG 

 www.weberhaus.de

Walter Zepf Schmierungstechnik 

 www.walter-zepf.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de 5Ausgabe 4-2016

Titel RubrikAus den Kreisen & Bezirken

MIT Esslingen

Marcus Müller neuer 
Kreisvorsitzender

Der neue Kreisvorstand der MIT Esslingen

P.I.T. PRÄZISION IM TAUSENDSTEL.

P.I.T. Drei Buchstaben, denen sich Jürgen Himmelsbach und 

Oswald Flaig seit 1990 verpflichtet fühlen. In voller Länge heißt 

das: Production In Time, Zerspantechnik und Handels GmbH. 

Aber wer sagt das schon, seit die drei Buchstaben P.I.T. zum 

Synonym für leidenschaftliche Präzision, Kreativität und 

unbedingten Expansionswillen geworden sind.

Production in Time . Zerspantechnik und Handels GmbH . Dr.Konstantin-Hank-Str. 16 

78713 Schramberg-Sulgen . Telefon 07422 23614 . info@productionintime.com

Marcus Müller aus Esslingen wurde mit überwältigender Mehr-
heit zum neuen Kreisvorsitzenden der MIT Esslingen gewählt 
und als seine Stellvertreter Franz Pfeffer, Erika Schlauch und 
Frank Schreiter. Müller tritt die Nachfolge von Ulrich Bauer an, 
der 15 Jahre lang die Geschicke der MIT erfolgreich geführt hat-
te. Einer der großen Verdienste von Bauer ist, dass er die Mit-
gliederzahl trotz widriger Umstände immer weiter ausbauen 
konnte und die MIT Esslingen als die Stimme des Mittelstands 
im Kreis Esslingen immer laut ist. Für diese erfolgreiche Arbeit 
wurde Ulrich Bauer zum Ehrenkreisvorsitzenden ernannt. 

Den Vorstand komplettieren Walter Wittmann als Schatz-
meister, Holger Kappel als Pressesprecher, Ursula Scherer als 
Schriftführerin. Rosemarie Allgaier, Anette Beck, Dr. Hartmut 
Benckert, Manfred Nagel, Adelheid Reichart, Renate Schindler, 
Prof. Erich Sigel, Joachim Thomas sind die gewählten Beisitzer.

Verlässliche Vertretung für den Mittelstand
„Gerade in Zeiten, in denen es chic ist, den Porsche in der Gara-
ge zu haben und Grün zu wählen, ist es umso wichtiger, dass der 
Mittelstand eine verlässliche Vertretung hat und schon heute die 
Weichen stellt für Zeiten, in denen sich die Mitmenschen den Lu-
xus nicht mehr leisten zu können, Grün zu wählen“ so der neue 
Kreisvorsitzende Marcus Müller. Die MIT wird auch weiterhin eine 
streitbare politische Größe bleiben und da, wo es notwendig ist, 
den Finger in die Wunde legen“ kündigt Müller kämpferisch an.

Im Rahmen des Kreismittelstandtags erhielten die Ehrenna-
del in Bronze für 10 Jahre Mitgliedschaft Susanne Nonnenma-
cher, Christoph Traub, Siegried Russ, Wolfgang Fink, Klaus Kas-

ler, Klaus Tucher, Andreas Weber und Prof. Hartmut Benckert. 
Für 20 Jahre Mitgliedschaft wurde die Ehrennadel in Silber an 
Ursula Scherer, Ulrich Bauer und Walter Wittmann überreicht.

Am Abend gab es nicht nur Neuwahlen, sondern auch die po-
litische Aussprache, der sich Michael Hennrich MdB aus dem 
Wahlkreis Nürtingen stellte. Es wurden in einer harten, aber fai-
ren Diskussion die aktuellen Themen und der Zustand unserer 
Mutterpartei sehr kontrovers diskutiert.

Holger Kappel, holger.kappel@mit-esslingen.de, www.mit-esslingen.de ■

Zertifizierter Betrieb für ökologisch erzeugte Lebensmittel
in Ludwigsburg, Leonberg, Sindelfingen und Umgebung

www.troelsch.de

in großer Auswahl
         aus frisch geschrotetem Korn

Bio-Leinbrot, Frischkorn, Hausvollkorn,  
Sonnenblumen, Kornduft, Emmer, Friesen, Dinkelfladen

MIT Konstanz 

Tischmesse in Stockach 
zur Mitgliederwerbung
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


